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PRÄSIDENT SASSMANN (um 9 Uhr
2 Minuten): Ich eröffne die Sitzung. Das Pro­
tokoll der letzten Sitzung ist geschäftsord­
nungsmäßig aufgelegen, es ist unbeanstandet
geblieben, demnach als genehmigt zu be­
trachten.

Von der heutigen Sitzung haben sich die
Herren Landesrat Brachmann und Abgeord­
neter Ernecker wegen Krankheit entschuldigt.

Ich habe das Stenographische Protokoll der
12. Sitzung der IV. Session der V. Wahl­
periode des Landtages vom 26. Juni 1953 auf
die Plätze der Herren Abgeordneten auflegen
lassen.

Wir gelangen zur Beratung der Tagesord­
nung.

Wir fahren in den Beratungen des Voran­
schlages fort, und z,war in der Spezialdebatte .
zu Gruppe 7 des ordentlichen Voranschlages.

Als nächstem Redner zu dieser Gruppe er­
teile ich Herrn Abg. E t I in ger das Wort.

Abg. ETLINGER: Hohes Haus! Die Bedeu­
tung der Gruppe 7 ging schon aus den ge­
strigen Ausführungen der beiden Herren Vor-
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redner hervor. Der Herr Abg. Genner hat
sich bemüht, die Sorgen der Landwirtschaft
in Niederösterre'ich aufzuzeigen. Ich möchte
die Gelegenheit wahrnehmen, um hier doch
einige Richtigstellungen zu machen. Er sagt
in seinen Ausführungen - besonders auf dem
Gebiete des Viehabsatzes -, welch drückende
Sorge der Bergbauern es ist, daß nichts ge­
schieht. Ich kann jedoch zur Freude unserer
Bauernschaft im Gebirge feststellen, daß die
Bemühungen des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft dazu beigetragen
haben, 700 Stück Schlachtochsen anzukaufen,
wodurch eine große Entlastung der Vieh­
absatzstockung herbeigeführt wurde. Weiter
konnten im Rahmen des Mastförderungs­
gesetzes auch 800 Stück Jungochsen ein­
gestellt werden, was sicherlich auch dazu bei­
getragen hat, den Viehabsatz in unseren
Gebirgsdörfern zu fördern. Es ist auch sicher­
Hch eine große Sorget der Gebirgsbauern, was
auf dem Gebiet des Viehabsatzes und der
Viehpreise geschieht. Ich möchte von dieser
Stelle aus bitten, daß die Bemühungen des
Landwirtschaftsministeriums und der Land­
wirtschaftskammer bezüglich der Viehpreise
und der Deckung der Gestehungskosten fort­
gesetzt werden.

Eine weitere Sorge unserer Gebirgsbauern
ist gestern auch von Kollegen Müllner auf­
gezeigt worden; sie betrifft die Postzustellung
auf dem Lande. Ich gestatte mir, auch hierzu
einige Bemerkungen zu machen. Es wurde
gerade jetzt vor den Weihnachtsfeiertagen,
sozusagen durch eine Friedensbotschaft,
unsere Landbevölkerung, besonders im Bezirk
Scheibbs, dadurch beunruhigt, daß die Post­
zustellung, die jetzt schon in völlig unzuläng­
licher Weise vor sich geht - bisher wurde
die Post dreimal in der Woche zugestellt --,
nur zweimal in der Woche erfolgen soll. Ich
darf hier feststellen, daß im Postamt Steina­
kirchen am Forst schon vor 70 Jahren drei
Landbriefträger angestellt waren; bis 1938
waren es vier Briefträger, und auch heute sind
vier Briefträger dort angestellt, und es ist
bisher möglich gewesen, die Post dreimal in
der Woche zuzustellen. Jetzt will man aber
darangehen, auch diese vier Briefträger
zahlenmäßig zu vermindern und die Post nur
zweimal in der Woche zuzustellen. Es ergibt
sich hier die berechtigte Frage, ob nicht auch
unsere Landbevölkerung in einem modernen
demokratischen Staat das Recht auf eine
regelmäßige Postzustellung hat. Auch unsere
Landbevölkerung hat das Recht auf den
Bezug einer Tageszeitung; wenn aber die
Postzustellung nur zweimal in der Woche er­
folgt, dann ist es unmöglich, daß jemand eine
Tageszeitung abonnieren kann. Ich möchte

mich daher dem bereits gestellten Resolutions­
antrag anschließen und bitten, bei der Post­
direktion dahin vorstellig zu werden, daß die­
sem Zustande abgeholfen wird, und daß
unsere Bevölkerung draußen auch an den
Kultureinrichtungern der Post einen entspre­
chenden Anteil bekommt.

Nun möchte ich die Aufmerksamkeit des
Hohen Hauses auf eine andere Frage lenken.
Wir wissen, daß manches Gebiet in unserem
Lande im Jahre 1953 von großen Sorgen
durch eine schwere Unwetterkatastrophe
heimges1ucht wurde. Es wurde hier im nieder­
österreichischen Landtag zu dieser Frage
schon in einer eigenen Sitzung Stellung ge­
nommen. Wir wissen, daß diese Unwetter­
katastrophe, ganz besonders die großen
Hagelschäden, in unserem Lande furchtbare
Verwüstungen herbeigeführt haben. Es steht
der Bauer jedes Jahr unmittelbar vor der
Ernte vor der großen Sorge, ob es ihm mög­
lich se'in wird, seine Ernte einzubringen.
Nicht allzu selten bricht gerade einige
Wochen vor dem Einbringen der Ernte eine
Unwetterkatastrophe herein, der Bauer steht
dann vor dem Nichts, und seine Existenz ist
schwer gefährdet. Die großen finanziellen
Auswirkungen der Hilfeleistung des Landes
für die Gemeinden brauche ich hier nicht be­
sonders aufzuzeigen, denn wir wissen, daß
sich das Land wirklich bemüht hat, durch die
Widmung eines Betrages von drei Millionen
Schilling den Bewohnern dieser Katastrophen­
gebiete hilfreich beizuspringen. Darüber hin­
aus wurde durch die niederösterreichische
Landesregierung eine Sammlung in die Wege
geleitet. Alle diese Gelder zusammen reichen
aber bei weitem nicht aus, um diese Schäden
auch nur ei'l1igermaßen lindern zu können. Es
ergibt sich hier die Frage, ob es nicht Mittel
und Wege gibt, um diese Unwetterkatastro­
phen bzw. die großen Schäden, denen die Be­
völkerung durch diese Unwetter ausgesetzt
ist, hintanhalten zu können. Wir wissen, daß
in österreich eine Hagelversicherungsanstalt
besteht, die bemüht ist, soweit es nur irgend­
wie möglich ist, die Ernten zu einem geringen
Prämiensatz zu versichern. Leider Gottes ist
es aber in Österreich erst so weit, daß bis
jetzt erst rund 70.000 Bauern gegen Hagel­
schlag versichert sind. Wir haben einen
Hagelschaden von zirka 150 Millionen Schil­
ling zu verzeichnen, von dem z,wei Drittel auf
Niederösterreich entfallen. Wir wissen, daß
im Lande Niederösterreich heuer 430 Gemein­
den verhagelt wurden und daß nur 5700 Be­
triebe versichert waren. Dies,e 5700 vers'icher­
ten Betriebe haben von der Hagelversicherung
einen Betrag von 12,2 Millionen Schilling er­
halten. Wir sehen daraus, welch wirksame
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Entschädigungen diesen betroffenen Land­
wirten durch die Hagelversicherung gegeben
werden können. Es wäre sicherlich möglich,
daß die Hagelversicherung noch weiter aus­
gebaut werden könnte, wenn die PrämiEm
irgendwie herabgesetzt würden. Es hat sich
jedoch gerade im heurigen Jahre gezeigt, daß
die Prämieneingänge 21 Millionen Schilling
ausgemacht haben und daß die ausbezahlte
Schadenssumme mehr als 22 Millionen Schil­
ling betragen hat. Wir können hier ruhig
sagen, daß bei einer entsprechenden För­
derung der Hagelversicherung durch eine
eventuelle Herabsetzung der Prämien nicht
nur die Großbetriebe in unserem Lande Nie­
derösterreich, sündern darüber hinaus alle
Bauern in Österreich ihre Vorteile hätten,
weil wir ja wissen, daß in Österreich, laut
der letzten Betriebszählung vom Jahre 1951,
wo 432.448 Betriebe gezählt wurden, 105.213
Betriebe unter zwei Hektar, 102.687 Betriebe
mit zwei bis fünf Hektar und 158.421 Betriebe
mit fünf bis 20 Hektar zu verz·dchnen waren.
Diese 366.321 Wirtschaften sind Betriebe bis
zu 20 Hektar. Ich glaube, jeder hier im Hohen
Hause wird mir zustimmen, wenn ich sage,
daß Landwirtschaftsbetriebe bis zu 20 Hektar
als solche Von Klein- und Mittelbauern anzu­
sehen sind. Wir haben in Österreich nur
66.527 Betriebe mit mehr als 20 Hektar
Grund. Wir ersehen aus diesem statistischen
Material, wenn aus öffentlichen Mitteln die
Möglichkeit bestünde, die Hagelversicherungs­
prämien irgendwie zu ermäßigen, daß dann
auch unseren kleinen Bauern geholfen wer­
den könnte.

Ich möchte daher die Aufmerksamkeit des
Hohen Hauses darauf lenken, sich mit dieser
Frage näher zu beschäftigen und so in Öster­
reich, besonders aber im Lande Niederöster­
reich, die Möglichkeit einer Verbreiterung der
Hagelversicherung zu schaffen.

Am 14. Dezember war hier in Wien eine
Enquete. Es waren maßgebende Vertreter aus
der Wirtschaft anwesend, unter anderem auch
ein Versicherungsdirektor aus der Schweiz,
Herr Dr. Fee, der ein Fachmann auf dem
Gebiet des Versicherungswesens ist. Dieser
hat uns die Entwicklung der Hagelversiche­
rung in der Schweiz aufgezeigt. Die Schweiz
ist auch in diesen Belangen für uns ein Vor­
bild. Sie hat dazu beigetragen, daß der Land­
wirtschaft die MögHchkeit gegeben wird, eine
weitgehende Hagelversicherung abzuschließen.
Es würde vielleicht auch bei uns im Lande
Niederösterreich möglich sein, aus dem Kata­
strophenfonds einen Beitrag an die Hagelver­
sicherung zu leisten, damit in unserem Lande
Niederösterreich die Prämien herabgesetzt
werden können.

Ich gestatte mir daher, um dieser Frage
vielleicht doch nähertreten zu können, einen
Resolutionsantrag ei'nzubringen, welcher lau­
tet (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert, zu
prüfen, ob nicht die Möglichkeit besteht, der
Hagelversicherung Zuschüsse zu geben, um
die Prämien auf ein für die Landwirtschaft
wirtschaftlich erträgliches Ausmaß herabzu­
setzen."

Ich bin der Meinung, wenn es gelingt, eine
Prämiensenkung zu gewähren, daß wir damit
auch so und so vielen kleinen und kleinsten
Landwirten die Möglichkeit geben, eine
Hagelversicherung abzuschließen. Damit neh­
men wir so manchem Bauern und Kleinbauern
die große Sorge VOr der Einbringung seiner
Ernte abI darüber hinaus aber auch den
Gemeinden, weil wir ja alle wissen, daß bei
solchen Katastrophenfällen die Gemeinden
bzw. die Fina'nzämter immer wieder verpflich­
tet sind, auf Grund des Elementarschaden­
gesetzes die Grundsteuer herabzusetzen, wo­
durch den Gemeinden große Einnahmen ent­
gehen. Es könnte dem Lande Niederösterreich
dadurch so manche Sorge, wie sie sich im
heurigen Jahre ergeben hat, erspart bleiben,
u'nd es wäre so manche große Gefahr, welche
unser Land, die Gemeinden und die Bauern
bedroht, nach menschlichem Ermessen viel­
leicht doch wenigstens gemildert.

In diesem Sinne bitte ich, diesem Antrag
die Zustimmung zu geben und alles zu veran­
lassen, damit künftighin auf diesem Gebiet
die Möglichkeit geschaffen werden kann, daß
unsere Bauern in Österreich eine entspre­
chende Hagelversicherung abschließen kön­
nen. (Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Tat z bel'.

Abg. TATZBER: Hohes Haus! Es sind drei
Erzeugnisse, die dem bäuerHchen Betrieb das
finanzielle Rückgrat abgeben, nämlich das
Brotgetreide, die Milch und in gewissen Ge­
bieten die Zuckerrübe. Natürlich sind diese
drei Bodenerzeugnisse hauptsächlich Erzeug­
nisse des Flachlandes. Im Hügelland und im
Bergland kommt dagegen hauptsächlich nur
die Milch in Frage. Wir müssen feststellen,
daß der Bauer bei diesen Bodenerzeugnissen
nur des,wegen sicher mit Erträgnissen rechnen
kann, weil diese Produkte der freien Markt­
wirtschaft entzogen sind und hier feste Preise
bestehen, so daß der Landwirt kalkulieren
und seine Wirtschaft entsprechend einstellen
kann. Wenn wir die übrigen landwirtschaft­
lichen Produkte diesbezüglich betrachten, so
müssen wir feststellen, daß sie dem Angebot
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und der Nachfrage unterworfen sind und da­
her nur variable Preise bestehen, mit denen
der Landwirt nicht so rechnen kann, weil er
eben hier mit allen möglichen und unmög­
lichen Dingen rechnen muß. Ich verweise hier
nur auf die Schweinefieischpreise. Wir wissen,
daß dem Landwirt ungefähr 12.50 S mehr
oder weniger garantiert werden. Sind aber
diese Preise zu halten? Wenn wir dieses
Schlagwort vom "Schweinezyklus" betrach­
ten, können wir feststellen, welches Hin und
Her, Auf und Ab auf diesem Gebiet festzu­
stellen ist. Sie sehen also, daß diese Dinge
hier natürlich ganz anders liegen, und daß
die freie Marktwirtschaft, gegen die man vor­
her so viel gewettert hat, auch ihre guten
Seiten hat.

Eine neue Beunruhigung in der Landwirt­
schaft ist derzeit aufgetaucht, und zwar be­
trifft das den Einschluß der landwirtschaft­
lichen Produkte in die Liberalisierung. Wir
können dies'bezüglich nicht alles in einen Topf
werfen, denn es gibt landwirtschaftliche Pro­
dukte, die wir in Österreich erzeugen und die
auch im Auslwnd konkurrenzfähig sind. Wenn
wir hier nur den Wein in Betracht ziehen, so
müssen wir feststellen, daß die Kultivierung
des Weines in österreich, besonders aber bei
uns in Niederösterreich, sehr viele und hohe
Anforderungen stellt, und daß wir unsere Er­
trägnisse wirklich dem Boden abringen müs­
sen. Würde auf diesem Gebiet eine Liberali­
sierung Platz greifen, dann glaube ich, würde
der niederösterreichische Wein mit seiner
Güte und Bekömmlichkeit schon konkurrenz­
fähig sein. Wie aber der Wein in Italien und
in Frankreich erzeugt wird, mit dem können
wir nicht konkurrieren. Sie sehen daraus, daß
auf diesem Gebiet die- Liberalisierung nicht
so hundertprozentig durchzuführen ist. Wir
wissen, daß daran hunderte und tausende
Existenzen hängen, wnd daß daher die Libera­
lisierung in der Landwirtschaft schon sehr gut
überlegt sein muß. Eines aber dürfen wir
nicht vergessen - jetzt geht ja der Wind
so -, nämlich die landwirtschaftliche Ver­
einigung von Europa. Wenn sich die euro­
päischen Staaten zusammenschließen und sich
mit der Liberalisierung beschäftigen, so
müssen wir, wenn wir uns nicht selbst auf­
geben wollen, darnach trachten, daß diese
Liberalisierung auch in irgendeiner Form ­
soweit es eben möglich ist -- für die Land­
wirtschaft in Frage kommt. Wir müssen uns
hier nur fragen: Was ist dann zu tun, wenn
sich die Liberalisierung durchsetzt? Wir müs­
sen trachten, daß wir dieser Liberalisierung
gewachsen sind, daß wir mit unseren Boden­
erzeugnissen konkurrenzfähig sind. Es gibt
auf diesem Gebiet verschiedene Dinge, mit

denen wir uns helfen können. Die erste Not­
wendigkeit besteht darin, die Produktion so
zu steigern, daß wir konkurrenzfähig sind,
und die zweite Notwendigkeit liegt in der
Lenkung und Planung unserer Landwirt­
schaft.

Wenn wir von der Produktion reden, dann
müssen wir in erster Linie daran denken, die
-Mechanisierung und Technisierung bis in die
kleinsten Bauernhöfe zu br1ingen. Erst dann
wird es uns möglich sein, uns auf diesem
Gebiet ganz anders zu bewegen. Die Statistik
zeigt - diesbezüglich hat schon Kollege
Etlinger gesprochen -, daß wir in Nieder­
österreich tausende kleitUe Betriebe haben.
87 Prozent der bäuerlichen Betriebe haben
ein Grundausmaß bis zu 20 Hektar. Gerade
diese große Schichte von bäuerlichen Betrie­
ben ist es, die wir der Mechanisierung und
Technisierung teilhaftig werden lassen müs­
sen. Diesbezüglich gibt es natürlich verschie­
dene Bestrebungen. Ich möchte da besomders
auf eines verweisen. Schauen Sie, früher war
im Dorf die einzige Kreditmöglichkeit bei der
Raiffeisenkasse. Wir müssen aber heute fest­
stellen daß diese Raiffeisenkassen heute nur
mehr ~in dürftiges Das,ein haben. Es ist nicht
mehr so wie früher, wo sie gute Wirkungen
aufzuweisen gehabt haben. Heute ist ihnen
diese Wirkung f>ast vollständig verloren­
gegangen. Die Raiffeisenkassen sind nur mehr
in der Lage, den Kreditwerbern Kredite in
der Höhe von 3000 S bis 5000 .8 zu geben.
Was ist aber heute schon mit 3000 bis 5000 S
anzufangen? Um diese,n Betrag kann man
sich jetzt keine Maschine mehr kaufen, auch
nicht etwa durch Ankauf usw. seine Wirt­
schaft vergrößern. Sie sehen also, daß wir
auch darauf unser Augenmerk lenken müssen,
daß diese bäuerlichen Kreditinstitute, die
Raiffeisenkassen, mehr gefördert werden. Sie
sollen umter Umständen _. ich bin nicht so
genau im Bilde, wie die Statlistik hier aus­
sieht - durch Kredite unterstützt und so in
die Lage versetzt werden, ihren Mitgliedern
größere Beträge zur Verfügung zu stellen. So
könnten wir auf finanziellem Gebiet unter
Umständen draußen dem einen oder anderen
dazu verhelfen, daß er sich auf eigene Füße
stellen kann.

Wenn wir von der Produktivität reden, so
ist dazu zu erwähnen, daß die Kommassie­
rung, die Zusammernlegung von Grundstük­
ken, dazu angetan ist, die Bewirtschaftung
der Grundstücke rentabler zu gestalten. Wir
haben auch bereits zahlreiche Meliorationen
durchgeführt, wodurch neuer Grund erschlos­
sen wurde. Der einzelne Betrieb kann nun­
mehr voll ausgenützt werden, und der Besitzer

r
I
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wird so auch in die Lage versetzt, konkur­
renzfähig zu sein.

Nun komme ich zur Frage der Maschinen­
hilfe. In dieser Frage gehen unsere Ansichten
auseinander. Ich stehe, ebenso wie meine
Fraktion, auf dem Standpunkt, wenn wir den
vielen tausenden Klein- und Mittelbetrieben
moderne landwirtschaftliche Maschinen zur
Verfügung stellen, diese Betriebe produktiver
und rentabler arbeiten können. Das muß eine
wirkliche Hilfe sein, aber nicht eine solche,
wie etwa unter dem Titel Maschinenstati~n,
wo es heißt, das kostet soundso viel und das
muß diesen oder jenen Gewinn bringen. Wir
stehen auf dem Standpunkt, daß es so durch­
geführt werden soll wie in Kärnten. Die öVP
greift die Kärntner Maschinenstationen immer
an und stellt die Sache so dar, als ob sie
bereits zusammenbrechen würden. Dazu kann
ich nur anführen, daß die Maschinenhilfe in
Kärnten ausschließlich von der Landesregie­
rung durchgeführt wird, und daß sie durch­
aus nicht am Zusammenbrechen ist. Die pri­
vaten Maschinenstationensind wohl zusam­
mengebrochern, aber die Maschinenhilfe des
Landes Kärnten erweitert sich im Gegensatz
dazu immer mehr und mehr. In dem kleinen
Lande Kärnten wurden bereits 29 solche
Maschinenstationen auf genossenschaftlicher
Basis errichtet, die sich aus den Kostenbei­
trägen derjenigen Bauern erhalten, die diese
Maschinenstationen benützen. Die öVP lehnt
diesen Gedanken ab, sie steht auf dem Stand­
punkt, daß hier die Privatinitiative bahn­
brechend sein soll. Die Privatinitiative mit
öffentlichen Mitteln, das ist Ihre Meirnung, die
Meinung der ÖVP. Wir stehen dagegen auf
dem Standpunkt, wenn schon Privatinitiative,
dann soll diese es mit eigenen Mitteln
machen. Man errichtet damit aber ein neues
Gewerbe, welches s'ich seinen Gewinn aus­
schließlich von den Schwachen, vom Bauern,
holt. Wenn wir diese privaten Maschinen­
stationen errichten, dann geben wir dem
Bauern einen neuen Ausbeuter! Wir lehnen
das ab, und die Verantwortung dafür werden
Sie zu tragen haben. Der Landwirtschafts­
kammer ist eine Liste 'überreicht worden, wo­
nach 41 solcll.e private Maschinenstationen
errichtet werden sollen, denen öffentliche
bzw. ERP-Mittel im Ausmaß von 4,6 Millionen
Schilling übergeben werden sollen. Es sind
aber noch viel größere Vorhaben im Zuge.
Das ist keine Hilfe für den Bauern draußen,
wenn man ihm einen neuen Unternehmer
gegenüberstellt, der seinen Gewinn erzielen
will, noch dazu, daß diesem Unternehmer die
notwendigen Gelder aus ERP-Mitteln zur Ver­
fügung gestellt werden. Diese Unternehmer\
sollen ~war diese Gelder mit 2 % Prozent

Zinsen zurückzahlen, wobei aber ausdrücklich
erklärt wird, daß die letzten zwei Jahres­
raten geschenkt werden sollen, wenn sich
diese Maschinernstationen bewähren. Das kön­
nen wir nicht unterstützen, sondern wir
stehen nach wie vor auf dem Standpunkt, daß
es unbedingt gemeinnützige Anstalten sein
müssen. Sie sollen ja eine Hilfe für de'n
kleinen Mann im Dorfe draußen sein, damit
er unter dem Trubel, der sich durch die
Liberalisierung auftut, nicht untergeht. So
verstehen wir die Landmaschinenhilfe, und so
wollen wir natürlich auch trachten, daß wir
auf dem Gebiet den Kleinen im Dorfe helfen.
Wenn ich von den Kleinen im Dorfe spreche,
so ist das kein leeres Wort. Es soll kein An­
griff gegen das Besitzverhältnis sein. Es wird
aber notwendig sein, daß wir lenken und
planen. Wir müssen ja bedenken, daß wir
zum Beispiel in der Roggenproduktion unserer
Landwirtschaft beinahe autark sind - dabei
dürfen wir nicht vergessen, daß der Roggen­
verbrauch in Österreich eine rUckgängige
Tendenz aufweist -, daß wir aber auf der
anderen Seite jährlich bei 300.000 Tonnen
Weize'n einführen müssen. Daraus ersehen Sie
schon, daß das Planen und Lenken etwas für
sich hat. Man müßte daher in den ausgespro­
chenen Weizengebieten nur Weizen und in den
Roggengebieten, wo \Veizen 'nicht mehr pro­
duziert werden kann, weil der Boden und das
Klima nicht entsprechend sind, nur Roggen
anbauen. Ich spreche da augenblicklich für
das Alpenvorland, das Wald\Jliertel und der­
gleichen, damit auch diesen Menschen dort
ihre Existenz gesichert wird. Die Bauern dort
sind ohnehin die Stiefkinder der Landwirt­
schaft, und wenn wir sie noch anweisen, nur
Roggen zu bauen, dann lassen wir ihnen keine
Hilfe angedeihen, sondern tragen noch dazu
bei, daß ihre Existenzbedi·ngungen verschlech­
tert werden. Soviel zu dem Gebiet.

Was ist nun bei den Kartoffeln zu ver­
zeichnen? Es ist unsinnig, wenn in March­
felder Gegenden hunderte Joch mit Kartof­
feln bebaut werden, und im Waldviertel, wo
das eigentliche Kartoffelgebiet liegt, die Ernte
unanbringlich wird. Auch auf diesem Gebiet
muß entsprechende Vorsorge getroffen wer­
den. Wir wissen, daß die verschiedenen Wirt­
schaftsgesetze, die die Regelung unserer
Agrarpreise betreffen, in Ausarbeitung sind,
und daß auch ein Landwirtschaftsgesetz in
Ausarbeitung steht. Ein derartiges Landwirt­
schaftsgesetz müßte natürlich eine Lenkung
und Planung beinhalten. Wir kommen nicht
darüber hinweg, daß jeder einzelne Bauer
planen muß, was er im nächsten Jahr auf
seinen Feldern anbaut. Auch der Staat als
Ganzes muß lenken und planen und so d-ie
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einzelnen Wirtschaften unterstützen. Wir
können z. B. heuer feststellen, daß bezüglich
der Krautproduktion ein Chaos besteht. Um
Wien herum wird sehr viel Kraut gebaut;
hunderte, ich möchte fast sagen, tausende
Waggon Kraut gehen heuer zugrunde, weil
das Kraut einfach nicht anbringlich ist. Der
mit Kraut bebaute Grund war also heuer für
unsere garu:e Bevölkerung unnütz, weil das
Kraut höchstens verfüttert werden kann.
Dieser Grund könnte aber andere Produkte,
die wir notwendiger hätten, hervorbringen.
Das ist ein Hinweis darauf, wie notwendig es
wäre, auf diesem Gebiet zu planen. Wenn wir
das vom Brotgetreide und Korn schon gesagt
haben, so trifft das auch auf andere Dinge zu.

Ich möchte heute aber auch noch von
anderen, die Landwirtschaft betreffenden
Dingen sprechen. Sie betreffen den Wieder­
aufbau der land- und forstwirtschaftlichen
Liegenschaften, der lang~am seinem Ende
entgegengeht. Ich kann nicht umhin, hier
meine Besorgnis auszusprechen und zu sagen,
daß dabei gerade Niederösterreich wieder im
Nachteil ist. Nahezu 500 Ansuchen sind un­
erledigt, und wir müssen feststellen, daß die
Gelder aus dem Wiederaufbaufonds bereits
verbraucht sind. Ich weiß nicht, woher der
Wiederaufbaufonds die Geldmittel hernehmen
wird, damit er auch diesen bisher unerledig­
ten Ansuchen gerecht werden kann. Ich
möchte hier darauf verweisen, mit welcher
Schnelligkeit z. B. das Land Steiermark einen
großen Teil aus diesem Wiederaufbaufonds
bekommen hat. Niederösterreich hat dagegen
auf diesem Gebiet die Sache nur schleppend
behandelt, und so müssen wir feststellen, daß
wir auch hier wieder im Nachten sind. Ich
glaube, daß es daher notwendig ist, daß die
Landwirtschaftskammer dafür Sorge trägt,
daß die Bezirksbauernkammersekretäre drau­
ßen diese Akten rascher behandeln, sie rascher
spruchreif machen, damit auch in Nieder­
österreich, soweit es uns möglich ist und so­
weit uns die Geldmittel zur Verfügung stehen,
die Menschen, die darauf Anspruch haben,
befriedigt werden können.

Eine weitere Angelegenheit betrifft die
Hagelversicherung, über die Kollege Etlinger
bereits gesprochen hat. Wir haben heuer
große Debatten über die Unwetterschäden,
von denen Niederösterreich im heurigen Jahre
betroffen wurde, abgeführt. Ich verweise nur
darauf, daß alle die Mittel, auf die vielen
Hunderte und Tausende von Menschen und Be­
triebe aufgeteilt, nichts bedeuten. Die Sam­
melgelder und die öffentlichen Mittel zusam­
men waren nur ein Tropfen auf einen heißen
Stein. Dabei muß ich feststellen, daß die
Landessammlung für die Unwetterschäden,

die in allen Orten hätte durchgeführt werden
sollen, durch die Caritassammlung torpediert
wurde. Diese Caritassammlung wurde zuerst
begonnen, und dafür haben in allen Dörfern
die prominentesten Vertreter der ÖVP ge­
sammelt. Ich glaube, es gibt noch eine Un­
menge niederösterreichischer Dörfer, wo
außer der Caritassammlung keine weitere
Sammlung durchgeführt wurde. Nun ist die
Caritas e'ine Körperschaft, über die wir nicht
verfügen, weshalb wir auch nicht wissen,
welches Ergebnis die für sie durchgeführte
Sammlung erbracht hat. Wir wissen auch
nicht, wie die Beträge verwendet werden. Wir
haben zwar erfahren, daß ein ge1wisser Teil
davon dem Herrn Landeshauptmann zur Ver­
fügung gestellt und in die Unterstützungs­
aktion für die Hochwassergeschädigten ein­
bezogen wurde. Aber aUe Dinge waren, wie
ich schon gesagt habe, nur ein Tropfen auf
einen heißen Stein. Wir müssen daher nach
anderen Mitteln Ausschau halten, und hier
wäre, wie schon Kollege Etlinger ausgeführt
hat, ein Weg, nämlich die Hagelversicherung.
Wir stellen fest, daß diese Versicherung in
der Schweiz schon seit Jahrzehnten auf
genossenschaftlicher Basis geführt wird, also
nicht durch ein gewinnbringendes Unter­
nehmen. Wir stellen weiter fest, daß diese
Versicherung in der Schweiz durch die öffent­
liche Ha,nd unterstützt wird und daß dadurch
eine 30prozentige Ermäß,igung des Prämien­
satzes erzielt werden konnte. Dabei möchte
ich noch darauf verweisen, daß in der Schweiz
schon vor einigen Jahren eine obligator'ische
Hagelversicherung bestanden hat, daß sie
aber aus verschiedenen Gründen aufgelassen
wurde. Sie kennen. ja die Mentalität der
Schweizer, aber die heutige Form, auf Basis
einer Genossenschaft, bewährt sich aufs beste.
Ich will hier nur noch auf die Hagelver­
sicherung in Westdeutschland verweisen. Dort
werden diese Versicherungen ebenfalls von
öffentlichen Stellen, nämlich von der deut­
schen Bundesregierung, unterstützt; dort ist
das System so, daß eine Vorschußprämie be­
steht, welche der Landwirt bezahlt, und eine
Nachschußprämie, die aus öffentlichen Mit­
teln bestritten wird. Dadurch wurde in Süd­
deutschland, z. B. in Württemberg und Baden,
eine 90prozentige Beteiligung an der Hagel­
versicherung erreicht, und man kann daher
fast von einer totalen Erfassung der Inter­
essenten sprechen, weil ja die Vers'icherungs­
prämien so gering sind, daß sie jeder leiste'n
kann. Leider liegen bei uns in Österreich
die Dinge anders. Unsere Hagelversicherungs­
anstalt ist bestrebt, soweit wie möglich ihre
Prämien zu senken. Sie haben aus dem Bericht
des Herrn Abg. Etlinger gehört, daß die
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wendig wäre. Es ist unmögHch, daß der eine
oder andere eirnfach sagt, er hat gespritzt, und
das ist gar nicht wahr; weil tatsächlich der
Kartoffelkäfer auf jeder Staude sitzt. Man
kann oft feststellen, daß im zweiten Nachhau,
wo Kukuruz und Weizen angebaut wird, die
Kartoffelstauden mit lauter Kartoffelkäfer
wie Christbäume aufgeputzt sind. Es muß
also auf diesem Gebiet entsprechende Vor­
sorge getroffen werden. Wenn der Kartoffel­
käfer in der Erde bleibt und nicht heraus­
genommen wird, können sich diese Schädlinge
weiterentwickeln; wenn jemand noch so
bedachtsam die Kartoffelkäferbekäinpfung
durchführt, 'so hat er doch immer und immer
wieder diesen Schädling auf seinem Feld. Die
Kartoffeln müssen daher unbedingt alle aus
der Erde herausgernommen werden! Sie er­
sehen daraus, daß die Bekämpfung des Kar­
toffelkäfers für unsere Kartoffelfelder eine
ungeheure Bedeutung hat, weil wir ja alle
wissen, daß die Kartoffel das allgemeine
Volksnahrungsmittel ist. Wir müssen daher
alle Vorsorge treffen, daß dieser Schädling
soweit als möglich bekämpft und so der
Schaden möglichst eingedämmt wird.

Wenn ich schon bei der Bekämpfung von
Schädlingen in der Landwirtschaft bin, so
will ich auch noch eines aufzeigen, und zwar
was uns am meisten weh tut. Mit den Giften,
mit denen wir die SchädHnge in der Land­
wirtschaft bekämpfen, bringern wir auch
unsere treuesten Helfer, die Bienen, um. Das
ist wohl das traurigste Kapitel bei dieser An­
gelegenheit. Wir wissen doch alle, daß es ohne
Bienen kein Obst gibt, und daß die Bienen in
vielen Dingen, die erzeugt werden, um den
Menschen ihr Leben erhalten zu können, treue
Helfer sind. Solange aber Gifte zur Schäd­
lingsbekämpfung verwendet werden müssen,
werden wir zugleich mit den Schädlingen
immer auch die Bienen, unsere fleißigen Hel­
fer, umbringen, was zu einem Riesenschaden
.für uns führen wird. Ich habe das dem Hohen
Hause nur aus dem Grunde vorgetragen, da­
mit die Aufmerksamkeit darauf gelenkt wird.

\Venn weiter davon gesprochen wird, daß
unter Umständen mit den Giften auch das
Niederwild im Felde vernichtet wird, weil
z. B. die Hasen die mit Gift besprengten
Blätter fressen und zugrunde gehen, so er­
sehen Sie daraus, daß wir mit diesen Giften
auf der einen Seite nützen und auf der
anderen Seite gleichzeitig wieder große Schä­
den hervorrufen.

Ich möchte jetzt nicht vergessen, zu er­
wähnen, daß im allgemeinen sehr viel vom
sogenannten Zwischenhandel gesprochen wird.
Der Herr Landesrat Genner hat sehr treffend
vom Zwischenhandel gesprochen und erklärt,

Prämien, die heuer die Hagelversicherungs­
anstalt eingenommen hat, niedriger waren als
die Schadenssummen, die ausbezahlt werden
mußten, .nämlich, daß 21 Millionen Schilling
an Prämien eingingen urnd 22 Millionen Schil­
ling an Schadenssummen ausbezahlt wurden!
Das war überhaupt nur möglich, weil die
Hagelversicherungsanstalt zu 85 Prozent bei
anderen größeren Anstalten rückversichert
ist. Sie sehen also, wenn das so weitergeht,
und wenn, was wir nicht vermeiden können,
größere Hagelschäden eintreten, daß diese
Anstalt nur ein dürftiges Dasein haben wird,
weil sie nicht zu genügenden Geldmitteln
kommt. Sie kann eben die Prämien nicht so
hoch berechnen, weil dadurch die Beteiligung
der Versicherungsnehmer noch geringer
würde, als s'ie jetzt schon ist. Es muß daher
unser Bestreben sein, nach einem Weg zu
suchen, damit die Prämien gesenkt werden
und damit eine allgemeine Beteiligung an die­
ser Versicherung erreicht wird. Es muß er­
reicht werden, daß im Schadensfalle den
Betroffenen von der Hagel,verskherungs­
anstalt die Schäden wenigstens zum Großteil
ersetzt werden. Wir könnten dann so weit
kommen, daß sich die öffentliche Hand - in
diesem Fall Bund und Länder -- von der Be­
drohung durch Unwettergefahren, von der so­
viel geredet wird, lösen könrnte. Dies wäre
dann der Fall, wenn die Hagelversicherungs­
anstalt durch Verbilligung der Prämiensätze
und damit durch eine größere Anzahl von
Versicherungsnehmern und unter Umständen
auch durch Bildung eines gewissen Risken­
kapitals genügend Geld zur Verfügung hätte.
Nichtsdestoweniger glaube ich, daß es not­
wendig ist, zur Linderung und Beseitigung
von Hagelschäden Unterstützungen aus öffent­
lichen Mitteln zu gewähren. Man muß sich
aber denrnoch überlegen, ob es nicht zweck­
mäßig wäre, hier noch einen anderen Weg
einzuschlagen.

Ich will bei der heutigen Gelegenheit noch
·auf den Kartoffelkäfer zu sprechen kommen.
Der Kartoffelkäfer ist erst seit wenigen
Jahren in Österreich zu verzeichnen. Ich muß
Ihnen aber mitteilen, daß hauptsächlich bei
uns im Brucker Gebiet und im Wiener Becken
kein Kartoffelfeld mehr vorzufinden ist, auf
dem nicht der Kartoffelkäfer auftritt. Das
ganze wird sich noch zu einer ungeheuren
Katastrophe entwickeln, und wir müssen da­
her die strengste Überwachung und die
strengste Durchführung der Bekämpfung des
Kartoffelkäfers durchsetzen. Wir dürfen nicht
zulassen, obwohl es Bestimmungen und Ver­
ordnungen gibt, wie man den Kartoffelkäfer
bekämpfen soll, daß draußen die Sache doch
nicht so ernsthaft betrieben wird, wie es not-
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daß dieser Zwischenhandel auf jeden Fall
seine großen Preisspannen hat, aueh dann,
wenn die Produzentenpreise sinken und auf
der anderen Seite der Konsument nichts da­
von hat. Es gibt ein Mittel, das wohl nicht
allgemein ist, aber für den legsJen Handel
immerhin einen Spielraum offenläßt. Dieses
Mittel wäre eine innige Zusammenarbeit zwi­
schen den Produzenten und den Konsumenten­
genossenschaften, :zwischen den Lagerhaus­
und den Konsumgenossenschaften. Vvenn diese
beiden Institute eng zusammenarbeiten wür­
den, könnten wir dazu beitragen, die Aus:­
wüchse- des Z,wischenhandels zu beseitigen.
Ich glaube, auf diesem Gebiet müßte in der
Zukunft mehr geschehen als bisher. Wenn
schon für gewisse Artikel durch den Überfluß,
durch das große Angebot der Erzeuger im
Preis nicht viel bekommt, der Konsument
aber gleichzeitig von einer Preissenkung
nichts spürt, so wird es notwendig sein, einen
Aus1weg zu suchen. Wenn wir vom Zwischen­
handel reden, dann glaube ich, daß wir diese
Geißel bekämpfen müssen. Ich glaube daher,
daß wir dieser Frage eine große Bedeutung
beimessen und alles vorsorgen müssen, daß
der Produzent leben kann, und daß auch der
Konsument die Produkte zu einem erträg­
lichen Preis bekommt. Wir müsse'n darnach
trachten, daß die Preisspanne erträglich ist,
und der Konsument, wenn schon die Pro­
duzentenpreii:e gesenkt werden können, seinen
Lebensstandard. heben kann. Dadurch kann
er auch wieder mehr verbrauchen, was sich
ebenfalls auf den Produzenten vorteilhaft
auswirkt. So wird es auch möglich sein, daß
wir das Ziel einer ausgeglichenen Wirtschaft
in Niederösterreich erreichen. (Beifall bei der
SPö.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­

langt Herr Abg. S c h w ein h am m e r.

Abg. SCHWEINHAMMER : Hohes Haus!
Ich möchte zum außerordentlichen Vor..an­
schlag für das kommende Jahr, und zwar zu
dem Voranschlagsansatz, der die Erweiterung
der Versuchsanlagen zur Marchfeldbewäs­
serung mit 500.000 S dotiert, sprechen. Die
Marchfeldbewässerung ist ein altes und ein
ebenso unerläßliches Problem, vor dem Nie­
derösterreich als einziges Bundesland steht,
denn in keinem der anderen Bundesländer be­
steht ein ähnliches Problem. Wie schwierig
die Lösung dieses Problems ist, mag daraus
hervorgehen, daß wir eigentlich gar keine
Beispiele haben, an denen sich das Land mit
seinem Projekt anlehnen könnte. Wir kennen
zwar Bewässerungsanlage'll, z. B. in Italien,
wo in der Poebene das Problem der Bewäs-

serung mit offenen Gräben gelöst wurde. Das
mag sehr vorteilhaft sein, weil es mit wesent­
lich weniger Betriebsanlagen verbunden ist,
würde aber im Marchfeld auf keinem Fall
entsprechen. \Venn wir nur die revolutionie­
rende Umwälzung auf dem Gebiete der Mecha­
nisierung der Landwirtschaft betrachten,
müssen wir einsehen, daß durch dieses Be­
wässerungssystem eine Mechanisierung un­
möglich wäre. Das Landesamt B/4, an seiner
Spitze Hofmt Dr. Jung, hat so manches Pro­
jekt ausgearbeitet. Das schwierigste bei allen
diesen Projekten ist nach wie vor die Wasser­
beschaffung. Daß die Bewässerung unbedingt
notwendig ist, ist im Hohen Hause eigentlich
kaum bestritten worden, denn das Marchfeld
gilt heute noch als die Kornkammer öster­
reichs. Die Bodenverhältnisse sind: mittlere
Böden, zum Teil auf Schotter gelagert, die
Witterungs:verhältnisse sehr ungünstig, nie­
derschlagsarm, aber um so windreicher. Be­
zeichnend. ist, daß es trotz intensivster Be­
wirtschaftung nur dem Zufall überlassen ist,
daß wir normale Ernten, von Höchsternten
nicht zu reden, erzielen können. Das kann auf
die Dauer im Marchfeld nicht so weitel­
gehen, und es darf schon aus ernährungs­
politischen Gründen nicht dem Zufall über­
lassen bleiben. Es ist bekannt, daß während
der vergangenen 50 Jahre, seit die Idee der
Marchfeldbewässerung besteht, zweimal lang­
jährige Krisen- und Notzeiten waren. Es sind
dies die beiden Weltkriege und die Nach­
kriegszeiten gewesen. Ich erinnere nur an die
Landeskontingente in der jetzigen Nach­
kriegszeit. So hatte z. B. das Bundesland Vor­
arlberg kein Kilogramm Weizen, kein Kilo­
gramm Roggen zu liefern, sondern bloß
1200 Kilogramm Hafer. Nun ist das Landes­
kontingent dieses Landes nur ein Bruchteil
des Liefersolls eines kleinen Marchfeld­
betriebes. Daraus kann man schon ermessen,
wie wichtig die agrarische Produktion des
Marchfeldes vom ernährungspolitischen Stand­
punkt aus ist. Ich hoffe, daß die im heurigen
JahresvoTcl'llschlag eingesetzten 500.000 S,
trotzdem die Bundesbeiträge im heurigen Jahr
fehlen, hinreichen werden, um die bestehen­
den Versuchsanlagen wenigstens so weit zu
erweitern - und zwar auf 377 Hektar -, daß
wirkliche Versuche durchgeführt werden
können. Die Versuche in betriebsdienlicher
Art sind wohl weniger schwier'ig; viel schwie­
riger sind sie vom pflanzenbaulichen Stand­
punkt. Bis vor kurzem, nämlich bis zum heu­
rigen Jahr, hatte man in der Bewässerung
keine Erfahrung. Letzten Endes ist ja diE!
Bewässerung etwas ganz anderes als die Ent­
wässerung, die schließlich selbsttätig funk­
tioniert. Die Bewässerungsanlage muß da-
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gegen gehandhabt werden, und so weiß man
bis heute nicht -- mit Ausnahme eines ein­
jährigen Versuches -, wann man bewässern
soll. In Groß-Enzersdorf hat man Versuche
gemacht und einen Erdwürfel ausgestochen
und ihn vollkommen getrocknet, gewogen,
dann mit Wasser vollsaugen lassen und wie­
der gewogen. Es hat sich gezeigt, daß eine
Bewässerung unter der Voraussetzung, daß
der Wassergehalt der Erde noch 75 Prozent
beträgt, nicht lohnend war. Ein längeres Zu­
warten mit dem Einsetzen der Bewässerung
aber, etwa bis zu dem Zeitpunkt, zu dem der
Boden einen Wassergehalt von bloß 25 Pro­
zent beträgt, hat auch nicht die günstigen
Erfolge gebracht, die man erwartet hat.
Schon bei ungefähr 50 Prozent Feuchtigkeit
der Erde soll mit der Bewässerung eingesetzt
werden, das heißt, es muß s,ehr häufig be­
wässert werden. Die natürliche Folgerung
daraus ist, daß selbstverständlich der Nähr­
stoffbedarf für die Pflanzen ganz erheblich
gesteigert werden muß. Da erhebt sich die
Frage, ob die Versuche jetzt beweisen wer­
den, daß wir bei der künftigen Bewässerung
vielleicht doch neue Wege gehen müssen,
etwa, daß mit künstlichen Nährlösungen be­
go'nnen wird. Die Bevölkerung des March­
feldes weiß, daß nur die Initiative des Bauern­
bundes den Stein ins Rollen brachte, und daß
es nur durch die Initiative der Landesregie­
rung möglich war, die Versuchsanlagen Z1I

errichten. Daß sich unsere Fachexperten sehr
bemühen, ist klar, denn wir wissen, daß die
HydrographiSche Abteilung des Land'2s Ver­
suchsbohrungen durchgeführt hat, und zwar
sehr zahlreiche Versuchsbohrungen, um die
unterirdischen Bodenschichten des March­
feldes kennenzulernen. Auch die Agrar­
meteorologische Abteilung tut das ihre. Es
ist sehr interessant, daß es im letzten Jahr
im Marchfeld in ei'ner Höhe von zwanzig
Meter nur zwei windstille Tage gegeben hat.

. Die Bevölkerung begrüßt es, daß die Ver­
suchsanlagen errichtet wurden, sie ist der
Landesregierung dafür dankbar. Sie ist auch
zuversichtlich, daß die Versuche so durch­
geführt werden, daß sie ehebaldigst ein posi­
tives Ergebnis zeitigen ulnd das Projekt bald
Programm wird, ein Programm des Bundes
und des Landes. Die Interessenten sind sich
bewußt, daß sie auch ihre Beiträge, und zwar
nicht geringe Beiträge, werden leisten müs­
sen, um dieses Programm zu verwirklichen.
Es erübrigt sich, daß ich besonders betone
?aß mit der Durchführung der Bewässerun~
I'n den kommenden Jahren nicht nur Arbeit
beschafft wird, sondern darüber hinaus auch

unsere Ernährungsfreiheit und unsere Er­
nährungssicherheit ganz wesentlich gehoben
wird. (Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt HErr Abg. Gut s c her.

Abg. GUTSCHER : Hohes Haus! Wir haben
vor einigen Tagen im Parlament vom Herrn
Nationalrat Grießner die Erfolgszahlen ge­
hört, welche die Landwirtschaft aufzuweisen
hat. Die Erfolgssteigerung hat nicht nur uns
Bauern stolz gemacht, sondern es sollte auch
die übrige Bevölkerung von Österreich der
L~ndwirtschaft gegenüber ihre Dankbarkeit
zdgcn. Wenn ich da einige Ziffern heraus­
grcifE:'i1 darf, so ist es besonders das Brot­
getreide, das vom Jahre 1946 mit 488.000 Ton­
nen. Ertrag im Jahre 1953 auf 930.000 Tonnen
gestiegen ist. Die Futtermittelproduktion ist
seit dem Jahre 1946 um mehr als 100 Pro­
zent gestiegen. Ganz großartig war heuer der
E~trag der Kartoffelernte, der um 1,750.000
Tonnen höher war als im Jahre 1946. Seit
dem Jahre 1946 hat sich die Zuckerrübenernte
um. das Vierfache erhöht, die Schwej'uepro­
duktion um das Dreifache und die Milchpro­
duktion um das Doppelte. Solche Erfolge hat
die Landwirtschaft, dic in den Jahren von
1945 bis 1950, und auch noch später immer
wieder angegriffen wurde, aufzuweisen.

Wenn wir solche Erfolge aufzuweisen
haben, dann soll das für uns ein Grund sein
die .:näheren Umstände, die zu diesem Erfol~
gefuhrt haben, zu studieren, und dabei finden
wir drei wichtige Komponente. Ich glaube, die
erste und wichtigste ist der gute Arbeits,geist
und die hohe Arbeitsmoral auf den Bauern­
höfen, aber nicht nur des Bauern und seiner
Familie, sondern auch des Landarbeiters. Die
zweite Komponente ist die rapid fortschrei­
tmde Technisierung in dcr Landwirtschaft
und die dritte Komponente ist vielleicht so~
gar die auslösende für die erste und zweite
~as ist der Drang der bäuerlichen Jugend z~
Ihrer Fortbildung. Es ist erfreulich wenn wir
in den einzelnen Ortschaften sehe~, wie sich
die bäuerliche Jugend - gleich, ob Bursch
oder Mädel - zur Ausbildung oder Weiter­
bildung direkt drängt, und wie diese jungen
Leute, wenn sie die verschiedensten Schulen
absolviert haben - sei es die Fortbildungs­
schule, sei es irgendein ein- oder zweijähriger
Lehrgang -, dann in das Elternhaus zurück­
kehren, und mit Freude das, was sie in den
S~hulen von hervorragenden Lehrkräften ge­
hort und gelernt haben, im väterlichen Hof
verwerten wollen. Es ist weiter erfreulich zu
sehen, wie geschickt diese jungen Leut~ es
anpacken, um ihre Eltern dazu zu bringen,
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daß sie den Versuchen, die der Junge auf
seinem zukünftigen Hof machen möchte, die
Zustimmung geben. Daß wir in der landwirt­
schaftlichen Schulbildung so weit fort­
geschritten sind, ist meiner Meinung nach ­
und nicht nur meiner Meinung nach, sondern
das ist auch die Mehnung der gesamten
Bauernschaft - ein besonderes Verdienst
unseres Herrn Landeshauptmannes, der immer
und immer wieder der Initiator für unsere
landwirtschaftlichen Schulen ist und immer
wieder anregt, daß in der und der Schule das
oder jenes zu verbessern oder zu erweiteDn
ist. Ich möchte ihm hier vor diesem Hohen
Hause dafür den innigsten Dank der Bauern­
schaft Niederösterreichs übermitteln. Diesem
Dank möchte ich aber auch einen kleinen
Wunsch, eine Bitte anschließen, nämlich, er
möge in der Zukunft auch hie und da einmal
ein paar Brosamen für jene Schule abfallen
lassen, die ihm selbst die landwirtschaftlichen
Kenntnisse vermittelt hat, nämlich für die
Winterschule in Tulln.

Dank gebührt auch dem gesamten Lehr­
körper an den landwirtschaftlichen Schulen,
dem Direktor Domik und allen Fachlehr~
kräften, die zur Ausbildung der landwirt­
schaftlichen Jugend zur Verfügung stehen.
Natürlich dürfen wir beim Dank auch eines
Menschen nicht vergessen, der jedes Jahr im
Budget reichliche Mittel zur Führung dieser
Schulen zur Verfügung stellt, das ist unser
Landesrat, Fi'nanzreferent Müllner. Auch
heuer werden wir für das landwirtschaftliche
Schulwesen mehr als 90 Millionen Schilling
zur Verfügung bekommen.

Wenn wir uns stolz fühlen, daß wir diese
geschilderten Leistungen vollbringen konn­
ten, so kommt auch manchmal ein trüber
Gedanke in uns auf, und z:war dahingehend,
daß die Theater, Rundfunk und Presse es
heute noch immer nicht lassen können, die
Landwirtschaft zu verspotten und den Bauern
und die Bäuerin als die dümmsten Menschen
hinzustellen. Hohes Haus! Ich frage Sie, hat
der Stand, der innerhalb der letzten acht
Jahre Einmaliges geleistet hat, sich diese
Verspottungen, diese Hinstellung als Witz­
figuren verdient? Es ist doch der Stand, der
es innerhalb der letzten acht Jahre zustande
gebracht hat, den Tisch des Volkes wirklich
reichlich zu decken. Ich bitte alle diejenigen
Herren, die hier in diesem Hause sitzen und
mit Presse, Rundfunk und Theater in Füh­
lung kommen, die Menschen, die dort die
Führung haben, darauf hinzuweisen, daß ein
Stand, der derartiges geleistet hat, in Presse,
Rundfunk und Theater verherrlicht, aber
nicht herabgesetzt werden soll.

Nachdem wir jetzt knapp vor Weihnachten
stehen und ich einen Wunsch den Vertretern
der Presse gegenüber geäußert habe, habe ich
anschließend noch einen zweiten Wunsch.
Meine Wünsche 'sind nicht unbescheiden. Wir
erleben es jedes Jahr, daß unsere Haus­
frauen, unsere Konsumenten es nicht erwar­
ten können, bis die heimische Landwirtschaft
ihre Produkte auf den Markt bringt. Jedes
Jahr erleben wir es, daß drei Wochen, manch­
mal 14 Tage vorher schon die Hausfrauen
glauben, daß die Gurken aus dem Ausland,
die Kartoffeln aus Holland, Danemark oder
Italien, wo sie immer herkommen, auf dem
Tisch stehen müssen. Würden die österrei­
chischen Hausfrauen etwas mehr Geduld
haben, würden sie 14 Tage oder drei Wochen
zuwarten, bis der österreichische Produzent
mit diesen Waren auf dem Markt erscheint,
dann würden sie sich selbst und auch ihren
Männern ziemlich viel Geld ersparen. Es ist
interessant, wenn der holländische Erdapfel
drei und vier Schilling kostet, so wird von
seiten des Konsumenten darüber kein Wort
ges,prochen, aber wehe, wenn der inländische
Erdapfel, das Produkt des inländischen
Bauern, als Erstling am Markte erscheint und
1.50 S oder 1.80 S kostet, dann geht das Zeter
und Mordio los, dann sind die schlimmen
Bauern, diese Lumpen schuld daran, daß so
hohe Preise verlangt werden. Der Konsument
hätte sich vorher, wenn er zugewartet hätte,
bestimmt allerhand Schillinge ersparen kön­
nen, und diese Schillinge würden dann auch
dem österreichischen Bauern zugute kommen;
diese Schillinge würden dann über den öster­
reichischen Bauern und den österreichischen
Gewerbetreibenden wieder derösterreichi­
schen Arbeiterschaft zugeführt werden.

Mein Wunsch geht nun dahin, daß dies­
bezüglich von seiten der verschiedenen Ver­
tretung,en endlich einmal Bel;lprechungen
stattfinden und den Konsumenten klar­
gemacht wird, daß auch die Wünsche der
Landwirtschaft zu respektieren s:ind. Dieser
WeihnachtSiwunsch ist bescheiden, um so
mehr, als er sich ja volks,wirtschaftlich groß­
artig ausiwirken würde.

Zum Schlusse meiner Ausführungen möchte
ich noch dem Hohen Hause, so wie ich es vor
zwei Jahren gemacht habe, das Versprechen
abgeben, daß die österreichische Landwirt­
schaft alles daransetzen wird, um die fast
erreichte Autarkie festzuhalten, und daß sie
in den ProdJuktionsgebieten oder Produktions­
sparten, die bis heute noch nicht voll auf der
Höhe sind, trachten wird, auch dort so viel
zu produzieren, daß wir vom Auslande unab­
hängig werden. Dadurch werden wir uns
Millionen an Devisen ersparen, die wir dann

-
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für andere Zwecke verwenden und dem Volke
nutzbringend zuführen können. Gerade Iflie
Landwirtschaft Niederösterreichs hat ffich
niemals abseits gestellt, sie hat immer ge­
trachtet, ihr Bestes zu leisten, und zwar
nicht nur für sich allein, sondern auch für
unser braves niederösterreichisches Volk.
(Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Weg e I' e r.

Abg. WEGERER: Hohes Haus! Nachdem
sich schon mehrere Redner mit der Bewäs­
serung befaßt haben, will ich mich nur auf
das Gebiet der Entwässerung beschränken.
Im ordentlichen Voranschlag sind hierfür
5,8 Millionen Schilling ausgewiesen, im außer­
ordentlichen 3 Millionen .Schilling. Mit den
anderen Mitteln, die noch zusätzlich vom
Bund und den Interessenten beigeschossen
werden, kann also mit einer Globalsumme von
zirka 20 Millionen Schilling gerechnet wer­
den, welche für die Entwässerung zur Ver­
fügung stehen. Im Jahre 1953 war die gleiche
Summe im Voranschlag ausgeworfen, und
wie ich vom Landesamt B/4 erfahren habe,
sind für das ganze Jahr, zusätzlich der Mittel
des Nachtragsbudgets, insgesamt 31 Millionen
Schilling zur Verbauung gelangt. Mit diesen
31 Millionen Schilling konnten in Nieder­
österreich 3154 Hektar entwässert werden.
Manche Herren werden sagen: Ist es denn
wirklich notwendig, daß dafür so horrende
Beträge ausgegeben werden? Dazu möchte
ich folgendes ausführen: Durch die fort­
schreitende Technisierung in der Landwirt­
schaft wird das Pferd überflüssig. Auf den
nassen Wiesen ist aber nichts anderes ge­
wachsen als das saure Heu, das man eben
nur dem Pferd verfüttern kann. Da nun das
Pferd im Laufe der Zeit durch die Mechani­
sierung in der Landwirtschaft immer mehr
und mehr verschwindet, müssen diese Felder
wieder in fruchtbare Weizen- und Rüben­
böden umgewandelt werden.

Wir haben zwei Kriege hinter uns und mit
den Kriegen auch zwei Bewirtschaftungen.
Diejenigen Personen, Frauen und Männer, die
in den Landes-, Bezirks- und Ortsaufbrin­
gungsausschüssen tätig waren, können dar.
über ein Liedlein singen. Weil die Landwirt.
schaft drei trockene Jahre hintereinander
gehabt hat, fehlten eben, speziell nach Be­
endigung des zweiten Weltkrieges, die not­
wendigen landwirtschaftlichen Produkte. Wenn
wir Vor Beendigung des Krieges solche Jahre
gehabt hätten, wie sie unter der Nazizeit
waren, wenn also mehr Niederschlagsmengen
gefallen wären, dann hätte das österreichische
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Volk nicht so zu darben gebraucht, wie es in
der Zeit von 1945 bis 1949 der Fall gewesen
ist. Der österreichische Bauer und speziell
der niederösterreichische Bauer hat hier sein
Scherflein beigetrag;en. Obwohl er seine Pro­
dukte für sich selbst und seine Familie sowie
für sein Vieh gebraucht hätte, ist er hier
eingesprungen, um die Not des Volkes zu
lindern, und damit mitgeholfen, Ruhe und
Ordnung innerhalb Österreichs aufrechtzuer­
halten.

Die Mechanisierung in der Landwirtschaft
kann nicht aufgehalten werden. Vqn meinem
Vorredner, Abg. Schweinhammer, ist über die
Bewässerung des Marchfeldes ausführlich ge­
sprochen worden. Ich hatte heuer vom 15. bis
24. August Gelegenheit, an einer Weinbau­
studienreise nach Südtirol und Norditalien
teilzunehmen. Herr Kollege Schweinhammer
hat in groben Umrissen die Marchfeldbewäs­
serung besprochen, und ich möchte die Er­
fahrungen, die ich in Südtirol und in Nord­
italien gemacht habe, hier mitteilen. Schade
um das schöne Fleckchen Südtirol, das wir
nach Beendigung des ersten Weltkrieges an
Italien abtreten mußten! Wir haben in Süd­
tirol hauptsächlich die Obst- und Weingarten­
anlagen besichtigt, besonders in Kaltern,
Bozen, Terlan, Meran, Tramin. Im Bozener
Gebiet St. Magdalena wurden im Jahre 1931
die ersten Beregnungsanlagen eingeführt. In
diesem Jahr wurde von der Stadtgemeinde
Bozen das E-Werk errichtet, und das Wasser
aus dem E-Werk wurde sechs Kilometer weit
in höhere Regionen geführt, so daß ein Über­
wasser von 27 SekundenIiter vellbleibt, das in
stabilen Rohrleitungen in die Weingärten
geleitet wird. Der italienische Staat hat zu
den Kosten 70 Prozent beigetragen, 30 Pro­
zent mußten die Interessenten mit einer Lauf­
zeit Von zehn Jahren aufbringen. Die Inter­
essenten konnten uns freudig berichten, daß
sie diese 30 Prozent in vier oder fünf Jahren
zurückerstattet hatten. Der Südtiroler erntet
infolge der günstigen klimatischen Verhält­
nisse pro Hektar zirka 150 Hektoliter Wein;
dagegen sind wir in Niederösterreich weit
im Hintertreffen. Wir liegen einige Breite­
grade nördlicher und können daher damit
nicht Schritt halten. In puncto Qualität sind
sie allerdings weit hinter uns. Wir haben Ver­
kostungen vorgenommen und haben auch
unsere Weine dazu mitgenommen. Dabei haben
wir festgestellt, daß wir uns unserer Qualität
wegen nicht zu schämen brauchen. Die Süd.
tiroler beregnen turnusweise alle 14, Tage und
lassen den Regner sechs bis acht Stunden
laufen, damit der Weingartenboden bis 30 und
35 Zentimeter mit Wasser durchtränkt ist.
Die Peronos.pora ist daher dort nicht so auf-
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getreten wie bei uns, weil der Boden ständig
kalt gehalten wird. Durch die Bewässerung
haben sie einen Mehrertrag von durchschnitt­
lich 100 Hektoliter pro Hektar. Die Qualität
kann auch hochgeh3!lten werden, weil, wie es
bei uns schon oft vorgekommen ist, die
Trockenheit dort nicht so einwirkt, wie spe­
ziell bei uns im Steinfeld. Die Bewohner des
Steinfeldes können keine Zuckerrüben bauen
und betreiben nur etwas Weinbau. Der Wein­
bau verlangt aber eine intensive Kultur, und
in den außerordentlich trockenen Jahren von
1945 bis .1949 sahen wir uns um den Ertrag
geprellt. Die Weingärten waren bis zum hal­
ben August ganz schön, dann setzte aber der
Regen aus und die Weinstöcke wurden vo'n
unten herauf gelb, das Laub fiel ab. Im Jahre
1947 war es sogar so arg, daß an einzelnen
Weinstöcken nur drei bis vier Blätter vor­
handen waren, so schön der Behang auch
gewesen ist. Trauben waren genug, aber
meistens nur kleine wie Rosinen. Wenn hier,
so wie in Südtirol und in Norditalien, eine
Beregnung durchgeführt worden wäre, dann
könnte auch bei uns mit sicheren und grö­
ßeren Erträgen gerechnet werden. Die Stein­
feldgemeinden könnten ja das Wasser vom
Wiener-Neustädter Kanal entnehmen. In
meiner engeren Umgebung müßten Tiefbohr­
brunnen gemacht werden. Daß dadurch bei
uns weitaus höhere Kosten entstehen als in
SUdtirol, ist klar. Meran pumpt das Wasser
aus der Etsch in zwei große Behälter hinauf,
damit das Wasser durch den eigenen Druck
in die Beregner hi'llunterfließt. Ähnliches
ließe sich auch bei uns durchführen.

Sie sehen, daß es in puncto Landwirtschaft
bei uns noch viel aufzubauen gibt. Wir dan­
ken unserem Kulturreferenten, Herrn Lan­
desrat Waltner, dafür, daß er sich für die
Produktionssteigerung Niederösterreichs so
einsetzt. Wir danken auch dem Landes­
amt B/4 unter der Leitung des Herrn Hof­
rates Dr. Jung, den ich schon als jungen
Ingenieur kenne und der ständig sein Bestes
für die La'lldwirtschaft tut.

Wir hoffen, daß der Silberstreifen eines
Nachtragsbudgets, wie es gestern der Herr
Abg. Dr. Steingötter erwähnt hat, im Laufe
des Frühjahres oder des Sommers dergestalt
sein wird, daß auch für die Landwirtschaft,
deren Intensivierung so notwendig ist, um die
Ernährung für unser ganzes Volk zu sichern,
auch ein Scherflein abfallen wird. (Beifall bei
der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. N 31 g 1.

Abg. NAGL: Hohes Haus! Wenn wir jetzt
bei der Gruppe 7, Wirtschaftsförderung, an­
gelangt sind, so ist es unsere Pflicht und Auf­
gabe, daß wir uns mit dieser Gruppe etwas
näher beschäftigen. Ob es nun die Ent- oder
die Bewässerung ist, die in letzter Zeit so
viele Felder fruchtbarer gemacht hat, ob es
die Elektrifizierung ist, durch die so viele ent­
legenste Gebirgsbauerngemeinden elektrifi­
ziert und viele Streusiedlungen in die Elek­
trifizierung einbezogen werden konnten, ob es
nun der Bau von Güterwegen ist, der in der
letzten Zeit so manche Bauerngemeinde dem
Verkehr erschlossen hat, so dienen alle diese
Dinge nicht nur zur Erleichterung der Wirt­
schaftslage im Bauernhaus, sondern auch
gleichzeitig zur Hochhaltung und Sicherstel­
lung der Ernährungslage. Diese Wirtschafts­
förderung dient nicht nur dem Wohle des
Bauernstandes, sondern auch dem Wohle der
ganzen österreichischen Bevölkerung.

Ich will nur auf die Elektrifizierung hin­
weisen, die in so vielen Gebirgsbauerngemein­
den durchgeführt worden ist. Seit dem Jahre
1945 konnten 3250 Kilometer an Hoch- und
Niederspannungen errichtet werden. Dazu
mußten 500 neue Transformatorenstationen
gebaut werden und, was das Allerwichtigste
ist, es konnten 17.300 Häuser angeschlossen
werden. Durch die Elektrifizierung wurde
aber auch für unsere Arbeiter Arbeit und da­
mit Verdienst geschaffen.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch
noch darauf hinweisen, daß insbesondere das
'südliche Waldviertel in puncto Elektrifizie­
rung sehr rückständig gewesen ist, daß aber
auch hier mit Hilfe der Landesregierung in
der letzten Zeit ebenfalls sehr viel geleistet
worden ist. Ich will hier auch die Gelegenheit
nicht vorübergehen lassen, im Namen der
Bevölkerung des südlichen Waldviertels der
Landesregierung den herzlichsten und innig­
sten Dank dafür auszusprechen. Diese Lei­
stungen verdanken wir nicht zuletzt auch den
Beamten des Landesamtes VI/12. Die Beam­
ten dieses Landesamtes legten bei jedem Pro­
jekt besonderen Wert darauf, daß auch der
entlegenste Kleinbauer und Arbeiter in die
Elektrifizierung einbezogen werden konnte.

Weiter verweise ich auf den Bau von Güter­
wegen, die von seiten der Agrarbezirks­
behörde und der Landesregierung seit dem
Jahre 1945 systematisch angelegt werden
konnten. Bis jetzt wurden 183 solche Güter­
wege gebaut, das ist wieder eine Leistung, die
nicht nur zum Wohle der Bauernschaft, son­
dern auch zum Wohle der ganzen' Bevölkerung
dient.

Bezüglich der Güterwegbauten sind aller­
dings seitens des südlichen Waldviertels noch
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sehr viele Wünsche übrig; aus dem südlichen
Waldviertel liegen noch sehr viele Anträge
bei der Landesregierung und auch bei der
Agrarbezirksbehörde vor. Hier weise ich ganz
besonders auf den Bezirk Pöggstall hin, in
dessen Bereich es noch 26 kleinere Ortschaf­
ten mit sehr vielen Streusiedlungen gibt, die
weder einen Güterweg noch eine Straße be­
sitzen. Ich bin mir aber voll bewußt, daß der
Finanzreferent, Herr Landesrat Müllner, es
ermöglichen wird, daß auch die Güterwege im
südlichen Waldviertel ausgebaut werden.

Ich erlaube mir diesbezüglich folgenden
Resolutio'nsantrag zu stellen (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
Vorsorge zu treffen, damit die wirtschaftlich
unbedingt notwendigen Güterwege, zwecks
Verbindungen von Streusiedlungen im süd­
lichen Waldviertel, ehestens ausgebaut wer­
den können."

Ich ersuche da,s Hohe Haus um Annahme
dieses Antrages.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Wen ger.

Abg. WENGER : Hohes Haus! In diesem
Kapitel ist von den verschiedenen Herren ,
Abgeordneten des Hauses zu den Wirtschafts­
fragen Stellung genommen worden. Ich bin
davon überzeugt, daß jede der ausgeführten
Meinungen zweifellos darauf gerichtet ist, die
wirtschaftliche Situation unseres Landes zu
bessern. Mit einigen Ausführungen kann ich
mich in diesem Zusammenhang allerdings
nicht einverstanden erklären. Das sind die
Ausführungen des Herrn Abg. Dubovsky zu
dieser Frage in der Generaldebatte und des
Herrn Landesrates Genner in der Spezial­
debatte. Der Osthandel ist das Rezept, das
uns immer wieder hier empfohlen wird. Dieser
Osthandel ist nach den Ausführungen dieser
beiden Herren Abgeordneten die allein selig­
machende Möglichkeit, unser Land aus der
Wirtschaftskrise herauszuführen. In diesem
Zusammenhang hat der Herr Abg. Dubovsky
der Meinung Ausdruck gegeben, daß es nur
der böse Energieminister gewesen sei, der
Minister Migsch, der das Zustandekommen
des Wasserkraftwerkprojektes Ybbs-Persen­
beug seinerzeit dadurch verhindert haben
soll, daß er Verhandlungen mit dem sowjeti­
sche·n Element abgelehnt habe. Ich habe in­
zwischen Gelegenheit gehabt, festzustellen,
daß diese Behauptung absolut nicht den Tat­
sachen entspricht. Ich habe festgestellt, daß,
im Gegensatz zu dieser Behauptung, der Herr
Energieminister Migsch versucht hat, Ver­
handlungen auf der gleichen Basis, auf der
sie heute zum Abschluß gekommen sind, ab-

zuführen. Zu jener Zeit hat aber noch ein
anderer politischer Geist oder eine andere
politische Linie dort vorgeherrscht, die es mit
sich gebracht hat, daß uns die Russen in den
Jahren 1948 und 1949 unseren Bestrebungen
gegenüber noch die kalte Schulter gezeigt
haben. Wir sind aber nichtsdestoweniger
froh, daß das Projekt nunmehr in ein Stadium
getreten ist, in dem es praktisch ausgeführt
werden kann.

Im Zusammenhang mit der Frage des Ost­
handels hat nun Herr Abg. Dubovsky anläß­
lieh der Generaldebatte an uns dcn flammen­
den Appell gerichtet, wir sollen uns endlich
beeilen, mit den Oststaaten zu Verträgen zu
kommen, da es doch so sei, daß sich in den
Vorzimmern der Handelsministerien in den
Volkscremokratien die Handelsdelegationen
bereits drängen, um zu einem günstigen Ab­
schluß zu kommen. Er ist der Ansicht, daß
wir, wenn wir uns diesen Bestrebungen nicht
ehestens anschließen, zu spät kommen wer­
den und wir für Österreich dann das Nach­
sehen haben. Ich bin mir darüber klar, daß
wir Käufern gegenüber höflich sein müssen.
Anderseits will ich aber auch feststellen, daß
dies,e Oststaaten gleichermaßen bei uns als
Verkäufer in Erscheinung treten, daß also die
Höflichkeit auf Gegenseitigkeit beruhen muß.
Es ist daher notwendig, diese Illusionen, die
hier zum Ausdruck kommen, auf ein vernünf­
tiges Maß zurückzuführen. In diesem Zusam­
menhang möchte' ich feststellen, wie die
Dinge in Wirklichkeit liegen. Die Ausfuhr
nach den Oststaaten hat im Jahre 1937
33 Prozent der österreichischen Gesamtaus­
fuhr betragen; im Jahre 1952 beträgt die
Gesamtausfuhr nach den Oststaaten 'nur mehr
12 Prozent. Die Einfuhr aus den Oststaaten
hat 1937 40 Prozent betragen, im Jahre 1952
nur mehr 12 Prozent. Wir stellen fest, daß die
Ostblockstaaten bisher nicht imstande ge­
wesen sind, uns das fehlende Getreide, Fleisch
und Fett zu geben, das wir zur I<::rgänzung
unseres Nahrungsmittelbestandes gebraucht
hätten. Dann gibt es weitere Schwierigkeiten,
die darin bestehen, daß Österreich Mitglied
der Europäischen Zahlungsunion ist. Im Rah­
men dieser Europäischen Zahlungsunion ist
es uns verhälbnismäßig leicht, mit verschie­
denen Staaten der Welt Handel zu treiben.
Die Oststaaten gehören aber dieser Zahlungs­
union nicht an, und es ist daher notwendig,
mit jedem einzelnen dieser Länder Separat­
verträge, also bilaterale Verträge abzu­
schließen. Die Ostblockstaaten haben weiter­
hin keine harte Währung; es ist dies bereits
in der Diskussion über den Voranschlag zum
Ausdruck gebracht worden. Die Währung
dieser Ostblockländer ist daher nicht k.onver-
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tierbar, also eine weitere Schwierigkeit, die
beim Abschluß von Handelsverträgen in
Betracht gezogen werden muß. Ich stehe
nicht '1tn, zu erklären, daß es manchmal auch
zollpolitische Schwierigkeiten oder diver­
gierende Meinungen gibt, bei denen wir auch
manchmal nicht ganz mit der Mehrheit über­
einstimmen. Die größte Schwierigkeit stellt
aber dieser Umstand zweifellos nicht dar. Es
ist aber eine der wesentlichsten Schwierig­
keiten, daß uns die Ostblockländer immer
wieder als Schuldner :gegenüberstehen. Mit
Stichtag 31. Oktober 1953 schulden uns
z. B. Bulgarien 1,030.000 Verrechnungsdollar,
Polen 2,100.000, Rumänien 1,500.000, die
Tschechoslowakei 1,85 Millionen und Ungarn
1,2 Millionen Verrechnungsdollar ! In Schil­
ling ausgedrückt sind das zirka 200 Mil­
lionen! Diesen Betrag muß die Österreichische
Nationalbank den Unternehmern, die expor­
tieren, bevorschussen. Es wäre also dafür
eine Menge Geld aufzuwenden, was in Waren
umgerechnet beispielsweise den Gegenwert
von 75.000 Tonnen Brotgetreide betragen
würde. Ich glaube aber nicht, daß wir ein so
reiches Land sind, um uns die Gewährung
derartiger langfristiger Kredite leisten zu
können, denn dadurch würden wir zweifellos
in finanzielle Schwierigkeiten geraten.

Ich stelle auch weiterhin fest, daß die Ost­
blockstaaten nicht imstande sind oder nicht
mehr imstande sind, uns jene Waren abzu­
nehmen, die früher nach dem Osten geliefert
wurden, also Fertigwaren, für die im Osten
nahezu kein Bedarf besteht, wenn ich von
Maschinen in einem gewissen Ausmaße ab­
sehe. Im Osten wird nach Erz, Eisen, Stahl
und teilweise nach Maschinen gefragt. Der
Glasexport aber, der früher in hinreichendem
Ausmaß nach dem Osten gegangen ist und
der 26,4 Prozent des gesamten Exportes be­
tragen hat, ist 1951 auf 1,4 Prozent zurück­
gegangen. Das gleiche gilt für die Garn- und
Zwirnausfuhr, die im Jahre 1937 einen großen
Teil des Gesamtexportes erreicht hat, 1951

. aber auf drei Prozent zurückgegangen ist.
Nur der Maschinen-, Apparate- und Geräte­
export hat gegenüber 1937 eine leichte Er­
höhung erfahren.

Ein weiteres Hemmnis, ich möchte fast
sagen, ein Haupthemmnis im Osthandel be­
deutet für uns die Tatsache, daß sich immer
wieder die östlichen Länder in die Handels­
beziehungen mit Österreich einschalten. Ins
Deutsche übersetzt, heißt das, daß Rußland
zweifellos die Vormundschaft über die Ost­
blockländer hat, und daß es des öfteren vor­
kommt, daß, wenn ein Ostblockstaat mit
uns einen Handelsvertrag abschließt, dieser
"on dort eine Weisung bekommt, nach der er

den Leistungen Österreich gegenüber dann
nicht im. vorgeschriebenen Ausmaß nach­
kommt.

Ich möchte damit nur aufzeigen, daß der
Handel mit den Ostblockländern nicht sehr
leicht möglich ist. Ich sage aber ausdrücklich,
daß wir z,weifellos bestrebt sein müssen, die­
sen Osthandel nicht nur aufrechtzuerhalten,
sondern ihn auch weiter auszubauen. Gegen
was wir uns in diesem Zusammenhang ver­
wahren, ist, daß gewissermaßen als Ver­
packung für die aus dem Osten kommenden
Waren auch politisches Propagandamaterial
eingeführt wird. Dafür haben wir in Öster­
reich keine Verwendung. Wenn aber schon
solches Material herübergebracht werden soll,
dann meinetwegen höchstens im Ausmaß von
fünf Prozent, damit der Bedarf der öster­
reichischen Kommunistischen Partei gedeckt
werden kann. Die übrige Bevölkerung reflek­
tiert keinesfalls auf eine derartige Einfuhr.

Ich möchte auch sagen, daß die Meinung,
die der Herr Abg. Dubovsky im Zusammen­
hang mit den Lieferschwierigkeiten der Firma
Heid in Stockerau in bezug auf die Dreh­
bänke nach dem Osten geäußert hat, nicht
unbedingt in vollem Ausmaß ihre Geltung
hat. Natürlich besteht ein Embargo, natürlich
besteht eine Verbotsliste. Ich darf darauf hin­
weisem, daß es vor nicht allzu langer Zeit
auch in Niederösterreich ähnliche Einschrän­
kungen gegeben hat, daß die "E::nns nicht nur
eine Grenze war, an der man den Identitäts­
ausweis vorzeigen mußte, sondern daß uns
auch große Schwierigkeiten bereitet wurden,
verhältnismäßig harmlose Waren über die
Enns hinüberzubringen. Ich erinnere daran,
daß es eine große Aufregung gegeben hat, als
unsere österreichischen Kommunisten
nicht die Russen im Lande! - entdeckt
haben, daß in den Schöller-Bleckmann-Wer­
ken Rohre erzeugt werden. Diese Rohre soll­
ten für die Herstellung von Jagdgewehren
Verwendung finden. Es ist damals alles, vor
allem die Besatzungsmacht, alarmiert wor­
den, und es ist damit glücklicherweise zu­
stande gekommen, daß die "E::rzeugung dieser
Rohre eingestellt werden mußte. Wir sehen.
daß ein Embargo nicht nUr auf einer Seite,
sondern auch auf der anderen Seite für die
österreichische Wirtschaft spürbar geworden
ist. Wir stellen die Tatsache fest, daß Öster­
reich aus der Marshall·Plan-Hilfe Geld
empfangen hat, aber nicht nur Geld, son­
dern auch Waren und Lebensmittel. Wir
müssen, um gerecht zu sein, immer wie­
der sagen, daß wir für die Gewährung
dieser Marshall-Plan·.Hilfe dankbar zu
sein haben, und zwar deshalb ~ es kann dies
nicht oft genug gesagt werden -, weil ein
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Teil der ästerreichischen Bevölkerung dem
Hungertod ausgesetzt worden wäre, wenn wir
diese Hilfe nicht bekommen hätten. Die Er­
nährungslage Österreichs war damals eine
demrtige, daß die Bevölkerung diesem Elend
nicht mehr hätte standhalten können. Wir
erhielten aber auch andere Dinge, nämlich
Rohstoffe und Legierungen. Daß die Länder,
die uns diese Dünge liefern, nicht ohneweiters
zusehen wollen, wenn spezie!] Maschinen aus
Österreich nach dem Osten geliefert werden
und dort voraussichtlich für die intensivere
Aufrüstung benützt werden, können wir ihnen
nicht verde'nken. Wir müssen zwar diese
Weisung, die uns damit gewissermaßen ge­
geben wird oder diese Empfehlung nicht un­
bedingt befolgen, aber dann haben wir auch
die Konsequenzen in der Form auf uns zu
nehmen, daß uns diese Länder die notwen­
digen Lieferungen von Rohstoffen und Von
Legierungen nicht mehr geben, und daß wir
dann vielleicht darauf angewiesen wären, aus
dem Osten unter allen Bedingungen ver­
schiedene Dinge, und dann auch nicht mehr
nur fünf Prozent der politischen Propaganda,
sondern vielleicht ein Vielfaches dieser fünf
Prozent für Österreich zu nehmen, ob wir
wollen oder nicht. Wir verdenken es diesen'
Staaten nicht, daß sie berechtigte Zweifel
hegen, daß in den Ostblockländern zwischen
den Palmwedeln nur die Friedenstaube flat­
tert. Es gibt genug Dinge, die uns das Gegen­
teil vermuten lassen. Wenn ich nur darauf
hinweis,e, daß eine flüchtige Betrachtung von
Schullesebüchern in der Tschechoslowakei
Uns durch das ganze Buch hindurch nichts
anderes zeigt, als den russischen Soldaten in
möglichst idealisierter Form, aber immer auf
dem Panzerwagen mit dem Gewehr in An­
schlag, mit dem gefällten Bajonett, um damit
vielleicht schon im nächsten Augenblick
irgend jemand den Bauch aufzuschneiden oder
sonst irgendwelche "angenehme" Dinge zu
tun. Ich glaube, daß eine solche Form der
Erziehung keineswegs geeignet ist, friedliche
Bestrebu'ngen in diesen Ländern zu fördern
und uns den Eindruck zu vermitteln, daß dort
alles getan würde, um den Frieden zu sichern.

Diese und noch genug andere Dinge werden
Uns aber auch mit aller Deutlichkeit vor
Augen geführt, wenn wir die Pressenachrich­
ten aus diesen Ländern mit einiger Aufmerk­
samkeit betrachten. Ich verweise da auf die
ungarische Z,eitung "Szabad Nep" vom
11. April 1953. In dieser Zeitung erschien ein
Artikel, der da sagt (liest): "Es ist unsere
Aufgabe, bei unseren Frauen den Wunsch
nach Frieden in einen kriegerischen Friedens­
willen zu verwandeln, damit sie dadurch den
sowjetischen Frauen gleich werden." Wozu

ein kriegerischer Friedenswille? Ich glaube,
daß der Friedenswille genügen würde, um den
Frieden herbeizuführen oder ihn zu sichern.
Eine andere Weisheit, die wir in der "Rude
Pravo" vom 19. August 1953 finden, teilt uns
da mit, daß die Jugendlichen mit 16 Jahreu
bereits als Fallschirmjäger ausgebildet wer­
den. Ich glaube, daß auch diese Ausbildung
nicht geeignet ist, die Friedensidee zu för­
dern. Eine andere Mitteilung aus der "Smana
Bratislava", also einer slowakischen Zeitung,
vom 1. August 1953 sagt uns, daß Mädchen
und Männer zusammen regelmäßig an der
Schießausbildu'ug teilnehmen und auch Kampf­
übungen im Gelände durchführen! Aueh das
ist keine Erschei'nung, die geeignet ist, die
westliche Welt davon zu überzeugen, daß im
Osten wirklich Friedensbestrebungen im
Gange wären. Ich darf schließlich auch dar­
auf hinweisen, daß im Radio Warschau in
einer Mitteilung vom 26. April 1953 diese Er­
scheinungen, die ich jetzt aufgezeigt habe, in
der"Form ihren Niederschlag finden, daß dort
mitgeteilt wird, daß das Verteidigungsbudget,
das wir als Kriegsbudget bezeichnen können,
nunmehr gegenüber dem Jahre 1952 um vier
Milliarden Zloty, das heißt von 6,5 Milliarden
auf 10,5 Milliarden Zloty erhöht worde'n ist.
Ich glaube, daß es vielleicht sicherlich einen
Teil böswilliger Erfindung darstellt, wenn
zum Beispiel die "Nepszava Bpest" vom
29. September 1953 mitteilt, daß es in ihrem
Land von Feinden wimmelt, die der ganzeh
Bevölkerung die Passivität anraten, es liege
daher an den Aktivisten, diesen Feind zu be­
kämpfen. In einer Mitteilung der gleichen
Zeitung vom 29. Juli 1953 wird erklärt, das
Vaterland liebern, heißt die Feinde hassen.

In der "Zolnierz Wolnosci" heißt es am
28. Juni 1953 (liest): "Der Haß soll nicht
beschränkt werden auf Amerikaner, sond,ern
der Haß soll übertragen werden auf alle Be­
wohner des eigenen Landes, die dieser Pro­
paganda unterliegen und die dieser Propaganda
in irgendeiner Form Glauben schenken." Die
Lehre vom Haß, die dort gepredigt wird, ist
nicht ohne Früchte geblieben. Sie wird noch
unterstützt, was dazu führen muß, daß sich
dieser Haß entlädt, und wie kann er sich ent­
laden, nur dadurch, daß in irgendeiner Form
kriegerische Handlungen in Erscheinung tre­
ten. Einen Monat später lesen wir hereits
dann in der "Tribuna", einer polnischen Zei­
tung, daß der sozialistische Arbeitswett­
bewerb in diesen Ländern zurückfällt, daß
aber der innere Feind von den Aktivisten
zurückgeschlagen wird. Ich muß sagen, daß
also die Bestrebungen, die dort in dieser Rich­
tung vor sich gehen, zweifellos nicht als gute
Bestrebungen bezeichnet werden können, zu-
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mindest nicht als solche, die der übrigen
Welt Vertrauen einflößen könnte-no Das findet
auch darin seinen Ausdruck, daß aus diesen
Ländern eine ununterbrochene Flucht vor
sich geht, von der immer wieder behauptet
wird, daß es nur Bourgeois, daß es nur Be­
sitzende sind, die dasi gastliche Land ver­
lassen, um in anderen Ländern unter z,weifel­
los schlechteren Bedingungen Zuflucht zu fin­
den. Eine Statistik über die Menschen, die in
der westlichen Welt Zuflucht suchen, sagt uns
aber, daß nur 13 Prozent Selbständige,
34 Prozent Angestellte und 53 Prozent Arbei­
ter sind.

Ich glaube mit meinen Ausführungen dar­
getan zu haben, was die Gründe für den Arg­
wohn sind, den die westliche Welt den Ost­
staaten gegenüber empfindet, und die sie ver­
anlaßten, manchmal Maßnahmen zu treffen,
die für uns wirtschaftliche Schwierigkeiten
bedeuten.

Ich darf aber dazu sagen, daß wir (zur
Seite des Linksblocks gewendet) Ihre Sorge
um die österreichische Wirtschaft, Ihre Sorge
um die Wirtschaft, um Gewerbe und Industrie
in Österreich und um die österreichischen
Arbeiter durchaus nicht immer in vollem
Ausmaß glauben, denn in der gleichen
Zeit, in der Sie Ihrer Sorge so lebhaften Aus­
druck geben, heißen Sie es gut, daß in Öster­
reich in immer stärkerem Maße die sogenann­
ten USIA-Greißlereien errichtet werden, jene
Greißlereien, mit deren Hilfe Sie glauben, die
österreichische Wirtschaft früher oder später
zug,runde richten zu können. Daß dabei ös,ter­
reichische Arbeiter und Angestellte früher
oder später einmal brotlos werden müssen, ist
eine Tatsache, die niemand bestreiten kann,
denn jeder Schilling, der dorthin getragen
wird, ist für die österreichische Wirtschaft
praktisch verloren. Es ist dort in manchen
Artikeln ein billigerer Verkauf, das sei zu­
gegeben. Wir müssen aber auch feststellen,
daß es ein Dumping mit durchaus böser Ab­
sicht ist, wobei der Vorteil zu Hilfe genom­
men wird, daß die steuerlichen Vorschriften
und die Züllbestimmungen nicht eingehalten
werden. Als Österreicher werden wir uns im
Interesse Österreichs, im Interesse der öster­
reichischen Bevölkerung dagegen wehren. Wir
werden uns in immer stärkerem Maße da­
gegen wehren und wehnen müssen, wenn wir
am. Bestand unserer Wirtschaft und an der
Beschäftigung der österreichischen Arbeiter
in der österreichischen Wirtschaft interessiert
sind. Wir werden letzten Endes zu drastischen
Mitteln greifen müssen, um uns dagegen zu
wehren und um dieses Wehren auch wirksam
werden zu lassen. Da glaube ich, daß wir bei

der gesamten österreichischen Bevölkerung
das größte Verständnis finden werden, wenn
wir ihr erst richtig die Folgen einer so ver­
derblichen Handlungsweise aufzeigen, die (zn
den Kommunisten gewendet) VO'll Ihrer Partei
aus gutgeheißen, gebilligt und sogar geför­
dert wird. Aus diesen Ausführungen werden
Sie es auch begreifen, warum wir Ihren All­
trägen in diesem Hause nicht. zustimmen
können. Wir können ihnen deshalb nicht zu­
stimmen, weil wir nicht an die Aufrichtigkeit
Ihrer Beteuerungen glauben, weil Sie jede
Ihrer Behauptungen in der Verwirklichung
ad absurdum führen, und wir davon überzeugt
sind, daß Sie etwas anderes denken, als Sie
zum Ausdruck bringen. Wir können Ihnen
also mit allem Bedauern nur sagen,daß Sie
diese Ihre antiös!terreichische Tätigkeit natür­
lich fortsetzen können. Ob Sie aber dabei die
begeisterte Zustimmung der tauserrden öster­
reichischen Frauen haben werden, die einmal
vergewaltigt worden sind, oder die begeisterte
Zustimmung von deren Angehörigen ha,ben
werden, oder die begeisterte Zustimmung der
ganzen Menschen haben werden, die Öster­
reicher sind und österreichisch denken, das ist
eine andere Sache. Ich darf auch sagen - wir
geben .die Hoffnung nicht auf -, daß viele
von Ihnen einmal zur Vernunft kommen und
zu dem Gedanken zurückkehren werden, daß,
wenn sie inmitten von Österreich leben, sie
auch österreichisch zu denken und sich öster­
reichisch zu verhalten haben. Ich sage Ihnen,
daß wir über dieses Problem noch einmal mit
Ihnen sehr ernst reden werden, ich versichere
Sie aber heute schon, daß wir mit Ihnen auf
demokratischer Grundlage reden werden, ~lso

in einer Form, die durchaus nicht den Formen
entspricht, in denen in Ländern des Ostens
mit Parteigegnern gesprochen wird.

Ich bitte, diese meine Ausführungen so auf­
zufassen, wie ich sie zum Ausdruck gebracht
habe. Wir werden bestrebt sein, soweit wir
darauf Einfluß haben, den Handel mit dem
Osten zu vergrößern. Wir brauchen ja den
Handel mit der ganzen Welt. Wir sind bereit,
Handelsbeziehungen anzuknüpfen, wenn man
uns jene Dinge liefert, die wir brauchen. Wir
sind dagegen bereit, auch alle die Dinge zu
liefern, auf di,e dort Wert gelegt wird. Wir
verlangen nur, daß diese Handels,vertrags­
verhandlungen auf der Basis der Gleich­
berechtigung geführt werden, und daß die
Handelsvertragsverpflichtungen von den öst­
lichen Ländern in gleichem Ausmaß ein­
gehalten werden, wie sie von Österreich ein­
gehalte'D. werden. Dann wird auch entspre­
chenden wirtschaftlichen Beziehungen mit
diesen Ländern durchaus nichts im Wege
stehen. (Beifall bei der SPÖ.)
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andere Lasten nicht mehr zu übernehmen.
Außerdem ist die Kreditmöglichkeit heute so,
daß sich auch der kleine Bauer die Maschinen
anschaffen kann. Es werden für solche
Zwecke ohneweiters Darlehen zu 7% Prozent
Zinsen gegebe,n, und auch die privaten
Handelsfirmen sind heute in der Lage, das
Geld mit 7]6 Prozent vorzustrecken. Das ist
ein Umstand, der begrüßenswert ist, um so
mehr, wenn wir bedenken, daß es noch vor
wenigen Jahren sehr triste ausgesehen hat,
wellin der Bauer eine Hypothek für den
Wiederaufbau seiner Wirtschaft aufzunehmen
gezwungen war. Daraus ersehen wir, welche
Wertbeständigkeit unser Schilling inzwischen
erhalten hat, und was es für unser Volk be­
deutet, daß man zu diesem Schilling Ver­
trauen finden konnte.

Ei'ne weitere Angelegenheit ist ebenfalls zu
begrüßen, nämlich, daß wieder 200.000 S für
die Förderung der Interessen unserer braven
Landarbeiter, die Helfer der Bauernschaft, im
Voranschlag eingestellt sind. Wir wissen, daß
wir mit unseren braven Landarbeitern auf
Gedeih und Verderb verbunden sind, und daß
wir ohne sie nicht arbeiten können.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch auf
die Landarbeiterehrung in Bruck hinweisen
und mit Bedauern feststellen, daß sich damals
ein Gewerkschaftsfunktionär dahin geäußert
hat, daß es heute 'noch Bauern gibt, die ihre
Knechte mit 20 Sentlohnen. Diese Äußerung
ist damals mit aller Schärfe zurückgewiesen
worden. Man sieht aber aus dieser Äußerung
nur, daß manche Funktionäre den Bauern
nicht gut gesinnt sind, wenn solche Dinge bei
einem freudigen Fest vorgebracht werden.
Wir wollen ja selbst, daß der Landarbeiter
die entsprechende Entlohnung bekommt, was
übrigens auch im Kollektivvertrag festgelegt
ist.

Wenn ich auf die Besitzfestigung z~ spre­
chen komme, so möchte ich auf folgendern
Umstand hinweisen. In der heutigen Zeit
kommt es leider immer und immer wieder
vor, daß bei Übergabsverträgen - sei es
durch den Tod des Besitzers oder durch
irgendeine Testamentsbestimmung - Erben
aufscheinen, und die Aufteilung des Hofes
beginnt. Es wäre zu begrüßen, wenn wir auch
in Niederösterreich ein Höferecht bekommen
würden, damit solche unangenehme Dinge
'verhindert werden. Es gibt aber auch wieder
Menschen, die freiwillig von der Scholle ge­
gangen sind, und die dem Übernehmer die
größten Schwierigkeiten bereiten; der Über­
nehmer muß dann den Besitz mit Schulden
übernehmen und kann dann mit dem Zinsen­
dienst nicht nachkommen. Es wäre daher
wichtig, wenn für die Besitzfestigung ein

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Z e y e r.

Abg. ZEYER: Hohes Haus! Wenn ich heute
zur Gruppe 7 das Wort ergreife, so tue ich es
deswegen, weil über die Technisierung der
Landwirtschaft sehr viel gesprochen wurde
und auch die MaschinenstatiG'llen erwähnt
wurden. Es ist begrüßenswert, daß auf Grund
der stabilen Getreidepreise die Technisierung
in den letz,ten Jahren so vervielfältigt werden
konnte. Wir wissen ganz genau, daß gerade
die stabilen Preise beim Brotgetreide dazu
geführt haben, daß heute auch der kleine
Bauer i'n der Lage ist, sich einen Traktor zu
kaufen, und daß letzten Endes auch schon ein
großer Teil unserer Landwirte mit Mäh­
dreschern zu arbeiten beginnt. Hätten wir
schon vor Jahren kostendeckende Preise be­
kommen, dann wäre dieser Zustand scho'n
früher eingetreten. Leider Gottes wurde uns
aber dies versagt. Erst in den letzten Jahren
ist es so weit gekommen.

Wenn heute darüber gesprochen wurde, daß
durch die privaten Maschinenstationen eine
neue Sparte von Unternehmern entsteht, so
möchte ich dem gegenüberstellen, daß diese
Maschinenstationen ja hauptsächlich für von
der elterlichen Wirtschaft weichende Bauern­
söhne gedacht sind, damit diese jungen Men­
schen eine Existenz finden können.

Es ist sehr begrüßenswert, daß seitens der
Landwirtschaftskammer viele Mittel für die
Technisierung der Landwirtschaft gegeben
werden. In diesem Zusammenhang möchte ich
nur meinen kleinen Kammerbezirk heraus­
greifen, damit Sie erseheln, wie weit dort die
Technisierung der Landwirtschaft schon fort­
geschritten ist. Der Bezirk Hainburg hat bis
jetzt rund 36 Mähdrescher in Betrieb und
dürfte bis zur komm,enden Ernte mindestens
die doppelte Anzahl erreichen. Über 200 TraR­
toren sind jetzt schon in den kleinbäuerlichen
Betrieben in Verwendung. Daraus ersehen
Sie, daß wir heute in diesem Gebiet nicht
mehr auf die Maschinenstationen angewiesen
sind, weil wir mit den auf den Höfen vorhan­
denen Maschinen bereits das Auslangen fin­
den, besonders dann, wenn sich die Menschen
nur verstehen. Es ist ja begreiflich, daß hier
die Nachbarschaftshilfe eingreifen muß, und
sie hat auch schon eingegriffern. Es ist ja nur
logisch, wenn heute ein Bauer sein Feld be­
arbeitet und er daneben einen Nachbar mit
nur zwei Joch hat, die mit Pferdegespann
bearbeitet werden müssen, weil der Nachbar
keinen Traktor besitzt, daß er auch diese zwei
Joch mitbearbeitet, damit auch der Nachbar
rechtzeitig zum Anbau kommt. Wen,n so ge­
arbeitet wird, brauchen wir verschiedene
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höherer Betrag im Budget aufscheinen würde,
um solchen bedauernswerten Übernehmern
helfen zu können, damit sie nicht der Ver­
schuldung anheimfallen.

Für die bäuerlichen Fortbildungsschulen
si'nd im Budget 700.000 Sausgeworfen; das
ist gewiß ein Betrag, der nicht besonders
hoch erscheint, wenn man weiß, welche Be­
deutung diesen Fortbildungsschulen zukommt.
Es ist schon vom Herrn Abg. Gutseher darauf
hingewiesen worden, daß die jungen Men­
schen dort das nötige Rüstzeug bekommen,
damit sie der Not und den großen Anfor­
derungen, die an die Landwirtschaft gestellt
werden, gerecht werden können und so ihr
Erbe vermehren, verbessern und weiterver­
erben können. Es wäre also nur recht und
billig, wenn auch dafür ein größerer Betrag
im Budget aufscheinen würde.

Eine weitere Angelegenheit, die mich pein­
lich berührt, ist der Umstand, daß unsere
bäuerliche Fachschule in Bruck noch immer
in den Händen einer Besatzungsmacht ist.
Diese Schule mußte daher notgedrungen in
einem Gasthaus untergebracht werden, was
natürlich dem Zweck der Schule durchaus
nicht entsprechen kann. Diese Schule wurde
schon einige Male freigegeben. Wenn sie dann
mit großen Mitteln des Landes restauriert
worden war, wurde sie aber wieder von der
Besatzungsmacht übernommen, und unsere
Lehrer und Schüler mußten dann wieder hin­
aus. Es wäre nur recht und billig, wenn diese
Schule wieder dem Zwecke zugeführt werden
könnte, für den sie erbaut worden ist. Ich
möchte daher bitten, entsprechende Schritte
zu unternehmen, damit endlich auch dort
wieder Ordnung eintritt.

Eine andere Angelegenheit, die gerade
meinen Verwaltungsbezirk betrifft, sind die
schon Jahre hindurch andauernden unleid­
lichen Ölbohrung:en. Wir wissen, daß das
Marchfeld in der Ölgewinnung bereits er­
schöpft. ist; man versucht aber trotzdem 'noch
weiter, Bohrungen durchzuführen. Wir haben
dort schon sieben oder acht Gemeinden, ganz
zerbombt, weil für solche Bohrversuche Bom­
ben gelegt werden, wodurch die Gemeinden
schon große Grundstücke verloren haben.
Weiter wurden Bohrtürme aufgestellt, und es
wurde da kreuz und quer über die Felder ge­
fahren. Die Entschädigung ist ziemlich gering.
Diese Versuchsbohrungen treffen meistens
gerade solche Kulturen, die am heikligsten
sind. Auf Hinweise, daß man Wege benützen
soll, wurde negativ geantwortet, man sagt
einfach, man fahre, wo man will. Das ist
gewiß eine ha,rte Probe für unsere Bevöl­
kerung, und wenn es dann wirklich einmal
zu Auseinandersetzungen kommt, dann ist es

nicht nur sehr bedauerlich, sondern auch für
den Besitzer leider Gottes auch sehr ab­
träglich. Im weiteren Verlauf wurden die öl­
bohrungen bei uns eingestellt, und es wurde
nur Erdgas gewonnen. Später wurden neuer­
liche Bohrungen unternommen, und die Fel­
der wieder verwüstet. Es ist nun hoch an der
Zeit, daß diese Dinge endlich zum Ab­
schluß kommen. Es werden ja dadurch
Dutzende von Hektar Grund und Boden nicht
nur ruiniert, sondern auch der Produktion
entzogen.

Ich möchte das Hohe Haus bitten, meine
Ausführungen so aufzufassen, wie sie gemeint
sind. Sie sollen auf fruchtbaren Boden fallen,
und ich hoffe, daß man sich damit in Zukunft
beschäftigt, zum Nutzen und Frommen
unseres Landes Niederösterreich. (Beifall bei
der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Ku c h n e r.

Abg. KUCHNER: Hoher Landtag! Ich
möchte zu zwei Kapitel sprechen, die in der
Gruppe 8 ein ganz bescheidenes Dasein fri­
sten und für die ein ganz bescheidener Betrag
eingesetzt ist, nämlich zur Gewerbeförderung
und zum Fremdenverkehr. Für diese zwei
Kapitel sind folgende Beträge vorgesehen,
und zwar im ordentlichen und im außer­
ordentlichen Voranschlag zusammen: für
Wirtschaftsförderung 1,700.000 S und für den
Fremdenverkehr 1,800.000 S. Das sind so
geringe Beträge, daß man annehmen muß,
es kann damit auf diesem Gebiet nicht son­
derliCh viel geleistet werden. Ich muß aber
dazu sagen, daß auf dem Gebiete der Wirt­
schaftsförderung das nicht die einzigen Be­
träge sind, sondern daß· dazu noch die Beträge
kommen, die die niederösterreichische Han­
delskammer beizutragen hat. Es wurde in
diesem Jahr für die direkte Wirtschaftsför­
derung, Unterstützung des gewerblichen
Nachwuchses, Notstandsmaßnahmen für die
Angehörigen der gewerblichen Wirtschaft,
Ausstellungswesen, Abhaltung von Fach­
kursen, Förderung einzelner Gewerbezweige
ein Betrag von 2,300.000 S ausgewiesen, und
zwar deshalb mehr als veranschlagt war,
weil ja die Beträge des Nachtragskredites
dazukommen.

Im Kapitel Gewerbeförderung ist auch ein
Betrag von 500.000 S sowohl für das Jahr
1953 als auch für das Jahr 1954 für die
Kreditgewährung an die gewerbliche Wirt­
schaft vorgesehen. Es ist Ihnen bestimmt
noch der Zuschuß von 2,5 Millionen Schilling
für die Wirtschaftsförderung von seiten der
Handelskammer in Erinnerung, weil die An-
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gelegenheit erst kürzlich hier im Landtag
hehandelt wurde. Ich da,rf Ihnen nur kurz ein
paar Daten glcben. Es wurden bisher aus die­
sen Beträgen an Betriebe der gewerblichen
Wirtschaft 137 zinsenlose und zinsenbegün­
stigte Kredite im Gesamtbetrage von 2,157.000
Schilling gewährt, weiter noch 69 zinsenlose
und zinsenbegünstigte Kredite im Gesamt­
betrage vOln 1,046.480 S an Betriebe der
Fremdenverkehrswirtschaft. Ich habe die
letztgenannten Kredite separat herausgestellt,
weil sie in die Gruppe Fremdenverkehr hin­
überspielen. Sie sehen, daß es dem Handel
und Gewerbe an sich nicht so gut geht, als
man hier immer wieder den Anschein cr­
wecken will. Denn alle, die in dem Ausschuß,
der die Kredite bewilligt, sitzen - es sind
dies Herren der Landesregierung und der
Handelskammer wisseh, mit weIcher
Dringlichkeit diese Ansuchen um Unter­
stützung und Beihilfen aus diesem Kredit­
gewährungsfonds gestellt we,rden. Daraus
können die Herren, die glauben, daß es dem
Handel und Gewerbe gut geht, deren schwie­
rige Lage erkennen.

Auch die Lage des Fremdenverkehrs in
Niederösterreich ist nicht übermäßig rosig.
Der Betrag von 1,850.000 S für die Fremden­
verkehrsförderung kanrn nicht als sehr hoch
angesehen werden, trotzdem ist aber für den
Fremdenverk'ehr sehr viel geschehen. Wir
führen immer wieder, aUCh in Pressestimmen,
Klage über die Rückständigkeit düs Fremden­
verkehrs und seiner Einrichtungen in Nieder­
österreich gegenüber den westlichen Bundes­
ländern. Wir haben darüber schon einige
Male gesprochen, und ich möchte da nur noch
einiges aufzeigen. Wenn ich auch zugebe, daß
fast alle Kapitel, die jetzt im Rahmen dieser
Budgetverhandlungen behandelt wurden, sei
es der Straßenrbau, seien es kulturelle Ein­
richtungen des Landes usw., irgendwie in den
Fremdenverkehr hineinspielen und sich deren
Förderung letzten Endes auch auf den Frem­
denverkehr irgendwie auswirkt, so sind wir
doch der Meinung, daß die zwei Hauptstützen
des Fremdenverkehrs einerseits die Fremden­
verkehrsgemeinden und anderseits die Gast­
stätten sind. Meine Damen und Herren, ist es
nun nicht beschämend, wenn man feststellen
muß, daß in Niederösterreich von 1584 Ge­
meinden lediglich 150 Gemeinden Fremden­
verkehrsgemei'nden sind? Man wird vielleicht
sagen, es ist ja ganz wurscht, ob sich einG
Gemeinde Fremdenverkehrsgemeinde nennt
oder nicht. Eine Fremdenverkehrsgemeinde
hat aber verschiedene Einnahmsmöglich­
keiten und damit auch Mittel für ihre Aus­
gestaltung. Es wird vielfach die Rückständig­
keit mancher Gemeinden in dieser Hinsicht --

es ist leider so und ich muß es offen zu­
geben - von so manchen Gewerbe- und Han­
deltreibenden dieser Gemeinden bagatellisiert,
ja die sogar versuchen, sich von der Zahlung
einiger Schillinge für die Erklärung der
Gemeinde als Fremdenverkehrsgemeinde zu
drücken oder gar, auch wenn die Möglichkeit
hierzu besteht, diese Erklärung verhindern.

Was das Land dazu beiträgt, so will ich
'llur ganz kurz in Erinnerung bringen, daß im
Laufe der vergangenen zwei Jahre vier Sessel­
lifte, und zwar in Mönichkirchen, Puchberg,
Türnitz und Mitterbach erbaut wurden. Im
heurigen Jahr wurde der ,sessellift auf den
Semmering errichtet, wozu namhafte Mittel
des Landes verwendet und auch rund 60.000 S
VO'll seiten der ERP-Hilfe gegeben wurden.
Kleine Schlepplifte sind von der Landes­
regierung angekauft worden, und neben den
zwei bisher in Verwendung stehenden Klein­
schleppliftanlage'llsind vier weitere derartige
Anlagen für die kommende Wintersaison in
St. Corona am Wechsel, in Waidhofen an der
Ybbs, Lackenhof und am Jauerling zur Auf­
stellung bereit. Es wurden aber auch von
seiten des Landes 'namhafte Mittel an Ge­
meinden, vor allem an Fremdenverkehrs­
gemeinden, zur Ausgmta1tung von Bädern,
die wieder für die Sommermonate wichtig
sind, gegeben. So wurden für die Errichtung
von Badeanlagen in Piesting, Langschlag,
Gablitz, Pitten, Türnitz, St. Anton, Pirawarth,
Horn, Oberndorf an der Melk, Hadersdorf,
Thunau, Rossatz und an die Fremdenver­
kehrsvereine Wieselburg und Hoherrberg Dar­
lehen, Landesbeiträge und Subventionen im
Betrage von insgesamt 264.000 S gegeben.
Weitere Ansuchen der Gemeinden Krems,
Waidhofen an der Ybbs und NöchIing im
Gesamtbetrage von rund 205.000 S stehen
unmittelbar vor der Erledigung. Es geschieht
von seiten des Landes schon so manches für
die Gemeinden und für die Fremdenverkehrs­
gemeinden, so daß dies'e irgendwie den Rück­
stand, den sie gegenüber den anderen Bundes­
ländern haben, aufholen können.

Zur Erhaltung verschiedener anderer Frem­
denverkehrsförderungseinrichtungen dienen
die Beihilfen, die das Land für die Erhaltung
und Errichtung von Schutzhütten gege'ben
hat. Diese sind ja keine Erwerbsunterneh­
mungen, als die man sie allgemein betrachtet,
auch wenn sie den Anschein einer solchen
haben. Es wurden für die Fischerhütte auf
dem Schneeberg, für die Schutzhütte auf dem
Obersberg, für die Hohensteinhütte, für die
Schutzhütte auf dem Schöpfl; für die Brand­
stätterkogelhütte, die Stoawandlerhütte usw.
namhafte Beträge aufgewendet.
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Es wurde auch für kulturelle Zwecke von
seiten des Fremdenverkehrsreferates so man­
cher Beitmg gegen, so z. B. dem Stift
Heiligenkreuz, Göttweig und Seitenstetten,
dann der Stadtpfarrkirche in Melk sowie den
Kirchen Marbach, SchiItern, Höflein, der
Wehrkirche St. Michael, dem Schloß Haghof
und Neulengbach, der Burgruine Klamm, dem
Festungsturm in Wiener Neustadt, der Burg
Starhemberg, um diese Kulturdenkmäler er­
halten zu können.

E,s wurden aber auch namhafte Mittel auf
anderen Gebieten bereitgestellt. Denken Sie
daran, daß auch große Beträge für die Her­
stellung von Plakaten und Prospekten für
Zwecke der Fremdenverkehrspropaganda aus­
gegeben wurden. Sie werden gewiß zu Beginn
jeder Saison die Plakate in Wien und in den
großen Städten des Landes gesehen haben,
und es wurden auch zahllose Prospekte ge­
macht, die Ihnen allen im Laufe dieses JahreS
übermittelt wurden. Das alles kostet un­
geheure Geldmittel, die aber aufgewendet
werden müssen, um den Ruf Niederösterreichs
als Fremdenverkehrsland in alle Länder hin­
auszutragen. Diese Prospekte und PJ,akate
sind, nach Bestätigung von Fremdenverkehrs­
fachleuten, auf einem hohen Niveau gestan­
den. Es wurde auch auf dem Gebiete der Pro­
paganda sehr viel gemacht, wie Zeitungs­
notizen, Filmreklame u. dgl. Vielleicht ist
Ihnen der Werbefilm "Wachau im Frühling"
noch in Erinnerung, der im Laufe des Jahres
in verschiedenen Kinos zu sehen war. Es wird
also auf diesem Gebiete so manches getan.

Um Fremde auch aus anderen Ländern
nach Niederösterreich zu bringen, werden
100.000 bis 150.000 S aufgewendet, um eine
intensivere Propaganda in den westlichen
Ländern, vor allem in Deutschland, zu
machen.

Alle diese Feststellungen lassen erkennen,
daß hier, zum Unterschied von den Gemein­
den, die ja in erster Linie daran Interesse
haben sollten, von seiten des Landes alles das
gemacht wird, was überhaupt mit den be­
scheidenen Mitteln für die Fremdenverkehrs­
förderung gemacht werden kann.

Ich möchte hier auch noch ein paar Worte
über die Reichsautobahn sagen. Die An­
gelegenheit der Reichsautobahn wurde beim
Kapitel 6 schon besprochen. Nun, die Liebe
zu dem Projekt Reichsautobahn war nur so
weit vorhanden, als es sich um die Beschäf­
tigung von Arbeitslosen gehandelt hat. Ich
bin aber der Meinung, nachdem sich ZWeI

Drittel des Reiseverkehrs heute auf der
Straße aJbspielen, daß für Niederösterreich
gerade auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs
die Reichsautobahn eine unbedingte Notwen-

digkeit ist. Wenn nämlich der Fremde weiß,
er hat kei'ne Zonenkontrolle mehr, und er
kann noch dazu auf einer herrlichen Straße
fahren, so wird er nicht in Enns stehen­
bleiben, sondern er wird wahrscheinlich bis
Niederösterreich und bis Wien seine Fahrt
fortsetzen. (Abg. Dubovsky: Er fährt durch
und Niederösterreich hat nichts davon. -­
Abg. Endl: Wenn er dich sieht, hat er eine
Panne. ~ Heiterkeit.)

Ich möchte noch etwas sagen, und zwar
ganz offen. Man hat in dieser Budgetberatung
auch über die Güterwege gesprochen. Die
Breite eines Güterweges war bisher mit drei
bis dreieinhalb Meter durch Verordnung fest­
gelegt. Nun bin ich der Meinung, daß ei'n
Güterweg, der in einer schönen Gegend ge­
baut wird, den, Titel Güterweg nicht mehr
verdient, denn wo es schön ist und wohin eine
Straße geht, wird der Autoverkehr hinkom­
men, und dieser beschränkt sich nicht nur
auf Personenautos und Kraftfahrräder, son­
dern dort kommen auch große Autobus,se hin.
Nun möchte ich auf die Straße auf dem
Mariahilferberg zu sprechen kommen, aber ­
nicht vielleicht deshalb, weil sie zufällig in
der Gemeinde liegt, wo ich zu Hause bin. Es
wurde einmal die Anfrage gestellt, warum die
Mariahilferbergstraße so ausgebaut wurde,
wo sie doch nur zu einem Kloster und zu
einer Wallfahrtskirche führt. Der Bau der
Mariahilferbergstraße ist im Jahre 1942 be­
gonnen worde'n, das heißt, in den Kriegs­
jahren, in der Zeit der Besetzung durch die
Nazi, die bestimmt für das Kloster am Maria­
hilferberg äußerst wenig Verständnis hatten.
Der Bau der Straße wurde schon in einer
Breite von viereinhalb Meter begonnen, also
in normaler Bezirks:straßenrbreite. Der Bau
mußte dann in den letzten Kriegsjahren 1944
und 1945 abgebrochen werden. Er ist im Jahre
1946/47 durch die Gemeinde Gutenstein mit
einigen Arbeitern, die diese kleine Gemeinde
beschäftigen konnte, weitergeführt worden,
und erst nachträglich sind das Land, der
Bund und die Aktion zur Bekämpfung der
Winterarbeitslosigkeit herangezogen worden,
um diese Straße fertig auszubauen. Daß der
Bau dieser Straße in den Kriegsjahren be­
gonnen wurde, zeigt, daß nicht die Wall­
fahrtskirche und das Kloster, zu welchen die
Straße führt, berücksichtigt werden sollten,
sondern es befinden sich dort ungeheure Wäl­
der, und der Abtransport des Holzes konnte
nur auf einer ordentlichen Straße und nicht
auf einem Wurzelweg, der bis jetzt bestanden
hat, durchgeführt werden. Es war also schon
eine Notwendigkeit, daß diese Straße. aus­
gebaut wurde. Daß natürlich auch der Frem­
denverkehr, aber nicht nur in Gutenstein








































































